
 

Beschlussempfehlung und Bericht 

des Innenausschusses 

zu dem Gesetzentwurf  

der Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  

für ein Gesetz zur Neuausrichtung des Verfassungsschutzes in Hessen 

Drucksache 19/5412 

hierzu: 

Änderungsantrag 

der Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  

Drucksache 19/5782 

Änderungsantrag 

der Fraktion der FDP 

Drucksache 19/6082 

Änderungsantrag 

der Fraktion der SPD 

Drucksache 19/6168 

Änderungsantrag 

der Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  

Drucksache 19/6502 

 
 
 
A. Beschlussempfehlung 
 
 Der Innenausschuss empfiehlt dem Plenum mit den Stimmen von CDU und 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen von SPD, DIE LINKE und FDP, 
den Gesetzentwurf unter Berücksichtigung des Änderungsantrags Drucks. 19/6502 - 
und damit in der aus der Anlage ersichtlichen Fassung - in zweiter Lesung anzuneh-
men. 

 
B. Bericht 
 
 1. Der Gesetzentwurf war dem Innenausschuss in der 118. Plenarsitzung am 21. No-

vember 2017 zur Vorbereitung der zweiten Lesung überwiesen worden. 
 
 2. Der Innenausschuss hat zu dem Gesetzentwurf am 8. Februar 2018 eine öffentliche 

mündliche Anhörung durchgeführt. 
 
 3. Der Innenausschuss hat den Gesetzentwurf in seiner Sitzung am 7. Juni 2018 bera-

ten und die unter A wiedergegebene Beschlussempfehlung an das Plenum ausge-
sprochen. 

 
Zuvor hatten die antragstellenden Fraktionen den Änderungsantrag Drucks. 
19/5782 zurückgezogen. 

 
Der Änderungsantrag Drucks. 19/6082 war mit den Stimmen von CDU und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen von SPD und FDP, bei Enthal-
tung der LINKEN abgelehnt, der Änderungsantrag Drucks. 19/6168 mit den 
Stimmen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen von 
SPD, DIE LINKE und FDP abgelehnt und der Änderungsantrag Drucks.19/6502 
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mit den Stimmen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen 
von SPD und DIE LINKE, bei Enthaltung der FDP angenommen worden. 

 
 Der Antrag der Fraktionen von SPD, DIE LINKE und FDP, zu dem Änderungs-

antrag Drucks. 19/6502 eine öffentliche Anhörung durchzuführen, wurde mit den 
Stimmen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen von 
SPD, DIE LINKE und FDP abgelehnt. 

 
 
Wiesbaden, 7. Juni 2018 
 
Berichterstatter: Ausschussvorsitzender: 
Jürgen Frömmrich Horst Klee 
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PRÄAMBEL 
 

Der Verfassungsschutz dient dem Schutz der freiheitlichen demokratischen Grundordnung. Er 
ist Dienstleister der Demokratie und hält insbesondere die analytischen Kompetenzen zur Be-
urteilung jener Gefahren vor, die Demokratie und Menschenrechten durch extremistische Be-
strebungen drohen. Er tauscht sich mit Wissenschaft und Gesellschaft aus. Hierzu gehört auch 
der öffentliche Diskurs. Er berücksichtigt gesellschaftliche Vielfalt und gesellschaftliche Ent-
wicklungen. 
 
 

ERSTER TEIL 
Organisation und Aufgaben des Landesamts 

 
§ 1 

Organisation des Landesamts 
 

(1) Das Landesamt für Verfassungsschutz (Landesamt) untersteht als obere Landesbehörde dem 
für den Verfassungsschutz zuständigen Ministerium. Es darf mit Polizeidienststellen organisato-
risch nicht verbunden werden. 
 
(2) Verfassungsschutzbehörden anderer Länder dürfen in Hessen nur im Einvernehmen, das 
Bundesamt für Verfassungsschutz nur im Benehmen mit dem Landesamt tätig werden. Das 
Landesamt darf in anderen Ländern nur tätig werden, soweit die Rechtsvorschriften der anderen 
Länder dies zulassen. 
 

§ 2 
Aufgaben des Landesamts 

 
(1) Das Landesamt ist zuständig für die Zusammenarbeit Hessens mit dem Bund und den ande-
ren Ländern in Angelegenheiten des Verfassungsschutzes. Aufgabe des Landesamts ist es, es 
den zuständigen Stellen zu ermöglichen, rechtzeitig die erforderlichen Maßnahmen zur Abwehr 
von Gefahren für die freiheitliche demokratische Grundordnung, den Bestand und die Sicherheit 
des Bundes und der Länder zu treffen. Das Landesamt hat auch die Aufgabe, den in Abs. 2 ge-
nannten Bestrebungen und Tätigkeiten durch Information, Aufklärung und Beratung entgegen-
zuwirken und vorzubeugen (Prävention). Zur Aufklärung der Öffentlichkeit erstellt das Landes-
amt mindestens einmal jährlich einen Bericht über Bestrebungen und Tätigkeiten nach Abs. 2 
oder tatsächliche Anhaltspunkte hierfür. Der Bericht wird von dem für den Verfassungsschutz 
zuständigen Ministerium herausgegeben und auf der Internetseite des Landesamts für fünf Jahre 
bereitgestellt.  
 
(2) Aufgabe des Landesamts ist die Sammlung und Auswertung von Informationen, insbesonde-
re von sach- und personenbezogenen Auskünften, Nachrichten und Unterlagen, über 

1.  Bestrebungen, die gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung, den Bestand 
oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes gerichtet sind oder die eine ungesetzli-
che Beeinträchtigung der Amtsführung der Verfassungsorgane des Bundes oder eines 
Landes oder ihrer Mitglieder zum Ziel haben, 

2.  sicherheitsgefährdende oder geheimdienstliche Tätigkeiten im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes für eine fremde Macht, 

3.  Bestrebungen im Geltungsbereich des Grundgesetzes, die durch Anwendung von Gewalt 
oder darauf gerichtete Vorbereitungshandlungen auswärtige Belange der Bundesrepublik 
Deutschland gefährden, 

4.  Bestrebungen im Geltungsbereich des Grundgesetzes, die gegen den Gedanken der Völ-
kerverständigung (Art. 9 Abs. 2 des Grundgesetzes), insbesondere gegen das friedliche 
Zusammenleben der Völker (Art. 26 Abs. 1 des Grundgesetzes), gerichtet sind, 

5.  Bestrebungen und Tätigkeiten der Organisierten Kriminalität im Geltungsbereich des 
Grundgesetzes. 

 
(3) Das Landesamt wirkt mit bei Sicherheitsüberprüfungen und Überprüfungen nach § 3 Abs. 2 
Satz 1 des Bundesverfassungsschutzgesetzes vom 20. Dezember 1990 (BGBl. I S. 2954, 2970), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 16. Juni 2017 (BGBl. I S. 1634). 
 
(4) Das Landesamt ist zuständig für Sicherheitsüberprüfungen nach § 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 des 
Gesetzes zur Beschränkung des Brief-, Post- und Fernmeldegeheimnisses (Artikel 10-Gesetz) 
vom 26. Juni 2001 (BGBl. I S. 1254, 2998), zuletzt geändert durch Gesetz vom 17. August 
2017 (BGBl. I S. 3202). 
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§ 3 
Begriffsbestimmungen 

 
(1) Die Begriffsbestimmungen des § 4 Abs. 1 Satz 1, 2 und 4 sowie Abs. 2 des Bundesverfas-
sungsschutzgesetzes finden Anwendung. 
 
(2) Organisierte Kriminalität im Sinne dieses Gesetzes ist die von Gewinn- oder Machtstreben 
bestimmte planmäßige Begehung von Straftaten, die einzeln oder in ihrer Gesamtheit von erheb-
licher Bedeutung für die Rechtsordnung sind, durch mehr als zwei Beteiligte, die auf längere 
oder unbestimmte Dauer arbeitsteilig tätig werden 

1.  unter Verwendung gewerblicher oder geschäftsähnlicher Strukturen, 

2.  unter Anwendung von Gewalt oder durch entsprechende Drohung oder 

3.  unter Einflussnahme auf Politik, Verwaltung, Justiz, Medien oder Wirtschaft. 

 
ZWEITER TEIL 

Befugnisse des Landesamts 
 

§ 4 
Informationserhebung 

 
(1) Das Landesamt darf die zur Erfüllung seiner Aufgaben nach § 2 Abs. 1 und 2 erforderlichen 
Informationen erheben und verarbeiten. Einzelheiten zum Umgang mit den erhobenen Informa-
tionen regelt eine von dem für den Verfassungsschutz zuständigen Ministerium zu erlassende 
Dienstvorschrift. 
 
(2) Das Landesamt darf personenbezogene Daten aus allgemein zugänglichen Quellen erheben 
und verarbeiten, um zu prüfen, ob tatsächliche Anhaltspunkte für Bestrebungen oder Tätigkeiten 
nach § 2 Abs. 2 vorliegen. 
 
(3) Liegen bei der betroffenen Person tatsächliche Anhaltspunkte für Bestrebungen oder Tätig-
keiten nach § 2 Abs. 2 vor oder wird das Landesamt nach § 2 Abs. 3 oder 4 tätig, darf es Aus-
künfte bei öffentlichen Stellen oder Dritten einholen, wenn die Daten  

1.  nicht aus allgemein zugänglichen Quellen, 

2.  nur mit übermäßigem Aufwand oder 

3.  nur durch eine die betroffene Person stärker belastende Maßnahme  

erhoben werden können. Würde durch die Erhebung von Auskünften nach Satz 1 der Zweck der 
Maßnahme gefährdet oder die betroffene Person unverhältnismäßig beeinträchtigt, darf das 
Landesamt Akten und Register öffentlicher Stellen einsehen. Im Übrigen gilt § 18. 
 
(4) Das Landesamt muss Ersuchen auf Auskunft oder Einsicht nicht begründen, soweit dies dem 
Schutz der betroffenen Person dient oder eine Begründung den Zweck der Maßnahme gefährden 
würde. Es hat die Ersuchen aktenkundig zu machen. Über die Einsichtnahme nach Abs. 3 Satz 2 
hat das Landesamt einen Nachweis zu führen, aus dem der Zweck, die ersuchte Behörde und die 
Aktenfundstelle hervorgehen. Der Nachweis ist gesondert aufzubewahren, gegen unberechtigten 
Zugriff zu sichern und am Ende des Kalenderjahres, das dem Jahr seiner Erstellung folgt, zu ver-
nichten. 
 
(5) Zur Beantwortung von Übermittlungsersuchen nach § 20 Abs. 1 Nr. 2 darf das Landesamt 
personenbezogene Daten nur erheben, soweit dies zur Überprüfung der dem Landesamt bereits 
vorliegenden Informationen erforderlich ist. Abs. 3 bleibt unberührt.  
 
(6) Werden Daten bei der betroffenen Person oder bei Dritten außerhalb des öffentlichen Be-
reichs offen erhoben, so sind die Befragten auf die Freiwilligkeit ihrer Angaben hinzuweisen. 
Gegenüber der betroffenen Person ist der Erhebungszweck anzugeben. Die Befragten sind bei 
einer Sicherheitsüberprüfung nach § 2 Abs. 3 oder 4 auf eine dienst-, arbeitsrechtliche oder 
sonstige vertragliche Mitwirkungspflicht hinzuweisen. 
 
(7) Ein Ersuchen des Landesamts um Übermittlung personenbezogener Daten darf nur diejenigen 
personenbezogenen Daten enthalten, die für die Erteilung der Auskunft unerlässlich sind. Schutz-
würdige Interessen der betroffenen Person dürfen nur in unvermeidbarem Umfang beeinträchtigt 
werden. 
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(8) Zur Aufgabenerfüllung nach § 2 dürfen personenbezogene Daten von Personen, bei denen kei-
ne tatsächlichen Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass sie selbst Bestrebungen oder Tätigkeiten im 
Sinne des § 2 Abs. 2 nachgehen (Unbeteiligte), nur erhoben, verarbeitet oder genutzt werden, 
wenn 

1.  dies für die Erforschung von Bestrebungen oder Tätigkeiten nach § 2 Abs. 2 vorüberge-
hend erforderlich ist, 

2.  die Erforschung des Sachverhalts auf andere Weise aussichtslos oder wesentlich er-
schwert wäre und 

3.  überwiegende schutzwürdige Belange der betroffenen Personen nicht entgegenstehen. 

Personenbezogene Daten Unbeteiligter dürfen auch erhoben werden, wenn sie mit zur Aufga-
benerfüllung erforderlichen Informationen untrennbar verbunden sind. 
 
(9) Daten, die für das Verständnis der zu speichernden Informationen nicht erforderlich sind, 
sind unverzüglich zu löschen. Dies gilt nicht, wenn die Löschung nicht oder nur mit unvertret-
barem Aufwand möglich ist; in diesem Fall dürfen die Daten nicht verwertet werden. 
 

§ 5 
Informationserhebung mit nachrichtendienstlichen Mitteln 

 
(1) Das Landesamt darf Informationen mit nachrichtendienstlichen Mitteln erheben. Für perso-
nenbezogene Daten gilt dies nur, wenn 

1.  bei der betroffenen Person tatsächliche Anhaltspunkte für Bestrebungen oder Tätigkeiten 
nach § 2 Abs. 2 vorliegen und anzunehmen ist, dass auf diese Weise zusätzliche Er-
kenntnisse erlangt werden können, 

2.  tatsächliche Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass auf diese Weise die zur Erforschung 
von Bestrebungen und Tätigkeiten nach § 2 Abs. 2 erforderlichen Quellen gewonnen 
werden können, 

3.  dies zum Schutz der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, Einrichtungen, Gegenstände und 
Informationsquellen des Landesamts gegen sicherheitsgefährdende oder geheimdienstli-
che Tätigkeiten erforderlich ist oder 

4.  dies zur Überprüfung der Nachrichtenehrlichkeit und der Eignung von Vertrauensleuten 
erforderlich ist. 

 
(2) Nachrichtendienstliche Mittel sind Mittel und Methoden, die mittelbar oder unmittelbar dem 
von der betroffenen oder außenstehenden Person nicht erkennbaren Erheben von Daten dienen. 
Als nachrichtendienstliche Mittel darf das Landesamt einsetzen: 

1.  Überwachung des Brief-, Post- und Fernmeldeverkehrs im Sinne des Art. 10 des Grund-
gesetzes einschließlich notwendiger Begleitmaßnahmen nach § 6, 

2.  technische Mittel zur Wohnraumüberwachung nach § 7, 

3.  technische Mittel zur Ortung von Mobilfunkendgeräten nach § 9, 

4.  besondere Auskunftsersuchen nach § 10 zu 

 a)  den Umständen des Postverkehrs bei Unternehmen, die geschäftsmäßig Postdienst-
leistungen erbringen oder daran mitwirken, 

 b)  Telekommunikationsverbindungs- und Teledienstenutzungsdaten bei Unternehmen, 
die geschäftsmäßig Telekommunikationsdienste und Teledienste erbringen oder daran 
mitwirken,  

 c)  Daten bei Verkehrsunternehmen, Betreibern von Computerreservierungssystemen und 
globalen Distributionssystemen sowie bei Kreditinstituten, Finanzdienstleistungsinsti-
tuten und Finanzunternehmen, 

5.  Observation nach § 11, 

6.  Verdeckte Mitarbeiterinnen, Verdeckte Mitarbeiter und Vertrauensleute nach den §§ 12 
und 13, 

7.  verdeckte Ermittlungen und Befragungen, 

8.  Ton- und Bildaufzeichnungen außerhalb der Schutzbereiche der Art. 10 und 13 des 
Grundgesetzes mit und ohne Inanspruchnahme technischer Mittel, 

9.  Tarnmittel, 

10.  Funkbeobachtungen, 
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11.  Beobachtung des Internets; dies beinhaltet auch die verdeckte Teilnahme an der im Inter-

net geführten Kommunikation, insbesondere in Foren und elektronischen Kommunika-
tionsplattformen. 

 
(3) In den Fällen des Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 und 3 dürfen nachrichtendienstliche Mittel nicht ge-
zielt gegen Unbeteiligte eingesetzt werden; im Übrigen gilt § 4 Abs. 8 Satz 2 und Abs. 9. Ein-
zelheiten regelt das für den Verfassungsschutz zuständige Ministerium durch Dienstvorschrift, 
insbesondere die organisatorische Zuständigkeit für die Anordnung von Informationserhebungen 
mit nachrichtendienstlichen Mitteln. Die Dienstvorschrift ist der Parlamentarischen Kontroll-
kommission nach § 1 des Verfassungsschutzkontrollgesetzes vom [einsetzen: Ausfertigungs-
datum und Fundstelle dieses Gesetzes, Fundstelle von Art. 2 dieses Gesetzes] zu übersenden. 
 
(4) Gemeinden, Gemeindeverbände und die sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden 
Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts sowie die Gerichte und Staats-
anwaltschaften und das Landesamt leisten sich gegenseitig Amts- und Rechtshilfe. Dies gilt ins-
besondere für die technische Hilfe bei Tarnmaßnahmen. Polizeiliche Befugnisse oder Weisungs-
befugnisse stehen dem Landesamt nicht zu. Das Landesamt darf auch nicht im Wege der Amts-
hilfe Polizeibehörden um Maßnahmen ersuchen, zu denen es selbst nicht befugt ist. 
 
(5) Zur Erfüllung von Aufgaben aufgrund eines Gesetzes nach Art. 73 Nr. 10 Buchst. b und c 
des Grundgesetzes stehen dem Landesamt die Befugnisse zu, die es zur Erfüllung der entspre-
chenden Aufgaben nach diesem Gesetz hat. 
 

§ 6 
Überwachung des Brief-, Post- und Fernmeldeverkehrs  

und der Telekommunikation 

Die Überwachung des Brief-, Post- und Fernmeldeverkehrs im Sinne des Art. 10 des Grundge-
setzes richtet sich nach dem Artikel 10-Gesetz mit den in Satz 2 bis 6 bestimmten Maßgaben 
und dem Hessischen Ausführungsgesetz zum Artikel 10-Gesetz vom 16. Dezember 1969 
(GVBl. I S. 303), zuletzt geändert durch Gesetz vom 27. September 2012 (GVBl. I S. 290), in 
der jeweils geltenden Fassung. 

Dabei ist § 3a Satz 12 des Artikel 10-Gesetzes mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Doku-
mentation sechs Monate nach der Mitteilung oder nach der Feststellung der endgültigen Nicht-
mitteilung nach § 12 Abs. 1 Satz 1 oder 5 des Artikel 10-Gesetzes zu löschen ist. Ist eine lau-
fende Kontrolle nach § 4 Abs. 1 Satz 2 des Hessischen Ausführungsgesetzes zum Artikel 10-
Gesetz durch die G 10-Kommission noch nicht beendet, ist die Dokumentation bis zum Ab-
schluss der laufenden Kontrolle aufzubewahren. § 3b des Artikel 10-Gesetzes ist mit der Maß-
gabe anzuwenden, dass sich § 3b Abs. 1 des Artikel 10-Gesetzes auch auf Rechtsanwältinnen 
und Rechtsanwälte erstreckt, die in anderen Mandatsverhältnissen als der Strafverteidigung tätig 
sind, auf Kammerrechtsbeistände sowie auf deren Berufshelfer nach § 53a der Strafprozessord-
nung. § 4 Abs. 1 Satz 5 des Artikel 10-Gesetzes ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Pro-
tokolldaten sechs Monate nach der Mitteilung oder nach der Feststellung der endgültigen 
Nichtmitteilung nach § 12 Abs. 1 Satz 1 oder 5 des Artikel 10-Gesetzes zu löschen sind. § 4 
Abs. 1 Satz 6 des Artikel 10-Gesetzes ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass die Löschung der 
Daten auch unterbleibt, soweit die Daten für eine Nachprüfung der Rechtmäßigkeit der Be-
schränkungsmaßnahme nach § 4 Abs. 1 Satz 2 des Hessischen Ausführungsgesetzes zum Arti-
kel 10-Gesetz durch die G 10-Kommission von Bedeutung sein können. 

 
 

§ 7 
Verdeckter Einsatz technischer Mittel zur Wohnraumüberwachung 

(1) Das Landesamt darf bei der Erhebung personenbezogener Daten in einer Wohnung verdeckt 
technische Mittel einsetzen, um das nichtöffentlich gesprochene Wort abzuhören und aufzu-
zeichnen sowie Bildaufnahmen und Bildaufzeichnungen herzustellen, wenn tatsächliche An-
haltspunkte vorliegen für eine konkretisierte dringende Gefahr für  

1. den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes, 

2. Leib, Leben oder Freiheit einer Person oder  

3. solche Güter der Allgemeinheit, deren Bedrohung die Grundlagen oder den Bestand des 
Bundes oder eines Landes oder die Grundlagen der Existenz der Menschen berührt.  

(2) Die Anordnung einer Wohnraumüberwachung ist nur zulässig, wenn die Erforschung des 
Sachverhalts auf andere Weise aussichtlos oder wesentlich erschwert wäre. Die Maßnahme darf 
sich nur gegen eine Person richten, von der aufgrund tatsächlicher Anhaltspunkte anzunehmen 
ist, dass sie für die Gefahr verantwortlich ist (Zielperson), und nur in deren Wohnung durchge-
führt werden. In der Wohnung einer anderen Person ist die Maßnahme nur zulässig, wenn tat-
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sächliche Anhaltspunkte bestehen, dass sich die Zielperson dort zur Zeit der Maßnahme aufhält, 
sich dort für die Erforschung des Sachverhalts relevante Informationen ergeben werden und der 
Zweck der Maßnahme nicht allein unter Beschränkung auf die Wohnung der Zielperson zu er-
reichen ist. Die Maßnahme darf auch durchgeführt werden, wenn andere Personen unvermeid-
bar betroffen werden. 

(3) Im Antrag auf eine richterliche Anordnung nach § 8 Abs. 1 sind anzugeben: 

1. die Person, gegen die sich die Maßnahme richtet, soweit möglich, mit Name und An-
schrift, 

2. die zu überwachende Wohnung oder die zu überwachenden Wohnräume, 

3. Art, Umfang und Dauer der Maßnahme, 

4. der Sachverhalt sowie 

5. eine Begründung. 

(4) Die Maßnahme ist unzulässig, soweit tatsächliche Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass durch 
sie allein Erkenntnisse gewonnen werden würden 

1. aus dem Kernbereich privater Lebensgestaltung oder  

2. bei einer Rechtsanwältin, einem Rechtsanwalt, einem Kammerrechtsbeistand, einer der 
in § 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 2 oder 4 der Strafprozessordnung genannten Person oder 
einer diesen nach § 53a Abs. 1 Satz 1 der Strafprozessordnung gleichstehenden Person, 
über die der Berufsgeheimnisträger das Zeugnis verweigern dürfte.  

Erfolgen Maßnahmen bei einem der im Übrigen in § 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 bis 3b oder 5 der 
Strafprozessordnung genannten Berufsgeheimnisträger oder einer diesen nach § 53a Abs. 1 Satz 
1 der Strafprozessordnung gleichstehenden Person, sind das öffentliche Interesse an den von 
dem Berufsgeheimnisträger wahrgenommenen Aufgaben und das Interesse an der Geheimhal-
tung der diesem anvertrauten oder bekannt gewordenen Tatsachen besonders zu berücksichti-
gen. Satz 1 Nr. 2 und Satz 2 gelten nicht bei Maßnahmen zur Aufklärung von eigenen Bestre-
bungen oder Tätigkeiten der genannten zeugnisverweigerungsberechtigten Personen. 

(5) Ergeben sich während der Überwachung tatsächliche Anhaltspunkte im Sinne von Abs. 4 
Satz 1, ist die Maßnahme unverzüglich zu unterbrechen, sobald dies ohne Gefährdung einge-
setzter Personen möglich ist. Bestehen insoweit Zweifel, darf nur eine automatische Aufzeich-
nung fortgesetzt werden. Sind das Abhören und Beobachten nach Satz 1 unterbrochen worden, 
so darf die Maßnahme fortgeführt werden, wenn keine Anhaltspunkte nach Abs. 4 Satz 1 vor-
liegen. Erkenntnisse, die durch eine Maßnahme nach Abs. 1 erlangt worden sind, sind dem für 
die Anordnung zuständigen Gericht unverzüglich vorzulegen. Das Gericht entscheidet unverzüg-
lich über die Verwertbarkeit oder Löschung. Soweit Erkenntnisse im Sinne von Abs. 4 Satz 1 
durch eine Maßnahme nach Abs. 1 erlangt worden sind, dürfen sie nicht verwertet werden. 
Aufzeichnungen hierüber sind unverzüglich zu löschen. Die Tatsachen der Erfassung der Daten 
und der Löschung sind zu dokumentieren. Die Dokumentation darf ausschließlich für Zwecke 
der Datenschutzkontrolle verwendet werden. Die Dokumentation ist sechs Monate nach der 
Mitteilung oder nach Erteilung der gerichtlichen Zustimmung zur Feststellung der endgültigen 
Nichtmitteilung nach § 8 Abs. 4 zu löschen. 

(6) Bei Gefahr im Verzug können die Erkenntnisse, die durch eine Maßnahme nach Abs. 1 er-
langt worden sind, unter Aufsicht einer oder eines Bediensteten, die oder der die Befähigung 
zum Richteramt hat, gesichtet werden. Die oder der Bedienstete entscheidet im Benehmen mit 
der oder dem Datenschutzbeauftragten des Landesamtes über eine vorläufige Verwertung der 
Erkenntnisse. Die Bediensteten sind zur Verschwiegenheit über die ihnen bekannt gewordenen 
Erkenntnisse, die nicht verwertet werden dürfen, verpflichtet. Die gerichtliche Entscheidung 
nach Abs. 5 Satz 4 und 5 ist unverzüglich nachzuholen. 

§ 8 
Verfahren bei Maßnahmen nach § 7 

(1) Der Einsatz technischer Mittel nach § 7 bedarf einer richterlichen Anordnung. Die Anord-
nung ergeht schriftlich. Bei Gefahr im Verzug kann die Behördenleitung oder ihre Vertretung 
die Anordnung treffen; eine richterliche Entscheidung ist unverzüglich nachzuholen. Die An-
ordnung ist auf höchstens einen Monat zu befristen. Verlängerungen um jeweils nicht mehr als 
einen weiteren Monat sind zulässig, soweit die Voraussetzungen der Anordnung fortbestehen. 

(2) Das Landesamt prüft unverzüglich und sodann in Abständen von höchstens sechs Monaten, 
ob die erhobenen personenbezogenen Daten für seine Aufgaben nach § 2 Abs. 1 und 2 erforder-
lich sind. Soweit die Daten für diese Zwecke nicht erforderlich sind und nicht für eine Über-
mittlung an andere Stellen benötigt werden, sind sie unverzüglich unter Aufsicht einer oder 
eines Bediensteten, die oder der die Befähigung zum Richteramt hat, zu löschen. Die Löschung 
ist zu protokollieren. Die Protokolldaten dürfen ausschließlich zur Durchführung der Daten-
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schutzkontrolle verwendet werden. Die Protokolldaten sind sechs Monate nach der Mitteilung 
oder nach Erteilung der gerichtlichen Zustimmung zur Feststellung der endgültigen Nichtmittei-
lung nach Abs. 4 zu löschen. Die Löschung der Daten unterbleibt, soweit die Daten für eine 
Mitteilung nach Abs. 4 oder für eine gerichtliche Überprüfung der Rechtmäßigkeit der Maß-
nahme von Bedeutung sein können. In diesem Fall sind die Daten in der Verarbeitung einzu-
schränken; sie dürfen nur zu diesen Zwecken verwendet werden. 

(3) Die verbleibenden Daten sind zu kennzeichnen. Die Behördenleitung oder ihre Stellvertre-
tung kann anordnen, dass bei der Übermittlung auf die Kennzeichnung verzichtet wird, wenn 
dies unerlässlich ist, um die Geheimhaltung einer Maßnahme nicht zu gefährden, und das für 
die Anordnung zuständige Gericht zugestimmt hat. Bei Gefahr im Verzug kann die Anordnung 
bereits vor der Zustimmung getroffen werden. Wird die Zustimmung versagt, ist die Kenn-
zeichnung durch den Übermittlungsempfänger unverzüglich nachzuholen; die übermittelnde Be-
hörde hat ihn hiervon zu unterrichten. Nach einer Übermittlung ist die Kennzeichnung durch 
den Empfänger aufrechtzuerhalten. 

(4) Eine Maßnahme nach § 7 ist der betroffenen Person nach ihrer Einstellung mitzuteilen. Die 
Mitteilung unterbleibt, solange eine Gefährdung des Zwecks der Beschränkung nicht ausge-
schlossen werden kann oder solange der Eintritt übergreifender Nachteile für das Wohl des 
Bundes oder eines Landes absehbar ist. Erfolgt die nach Satz 2 zurückgestellte Mitteilung nicht 
binnen zwölf Monaten nach Beendigung der Maßnahme, bedarf die weitere Zurückstellung der 
Zustimmung des für die Anordnung zuständigen Gerichts. Das Gericht bestimmt die Dauer der 
weiteren Zurückstellung. Einer Mitteilung bedarf es nicht, wenn das Gericht festgestellt hat, 
dass 

1. eine der Voraussetzungen in Satz 2 auch nach fünf Jahren nach Beendigung der Maß-
nahme noch vorliegt, 

2. sie mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit auch in Zukunft vorliegt und 

3. die Voraussetzungen für eine Löschung sowohl beim Landesamt als auch beim Empfän-
ger vorliegen. 

Eine Mitteilung kann auch auf Dauer unterbleiben, wenn überwiegende Interessen einer betrof-
fenen Person entgegenstehen oder wenn die Identität oder der Aufenthaltsort einer betroffenen 
Person nur mit unverhältnismäßigem Aufwand zu ermitteln ist. Die Mitteilung obliegt dem 
Landesamt. Wurden personenbezogene Daten übermittelt, erfolgt die Mitteilung im Benehmen 
mit dem Empfänger.  

(5) Die aus der Anordnung sich ergebenden Maßnahmen sind unter Verantwortung des Landes-
amts und unter Aufsicht einer oder eines Bediensteten vorzunehmen, die oder der die Befähi-
gung zum Richteramt hat. Die Maßnahmen sind unverzüglich zu beenden, wenn sie nicht mehr 
erforderlich sind oder die Voraussetzungen der Anordnung nicht mehr vorliegen. Die Beendi-
gung ist dem für die Anordnung zuständigen Gericht anzuzeigen.    

(6) Personenbezogene Daten aus Maßnahmen nach § 7 dürfen nur verwendet werden  

1. zur Abwehr einer drohenden Gefahr im Sinne von § 7 Abs. 1, 

2. wenn tatsächliche Anhaltspunkte für die dringende Gefahr der Begehung von besonders 
schweren Straftaten im Sinne von § 100b Abs. 2 der Strafprozessordnung vorliegen oder 

3. zur Verfolgung von Straftaten, zu deren Aufklärung eine solche Maßnahme nach den 
entsprechenden Befugnissen der Strafprozessordnung angeordnet werden könnte.   

Personenbezogene Daten aus Maßnahmen nach § 7, die durch Herstellung von Bildaufnahmen 
oder Bildaufzeichnungen erlangt wurden, dürfen nicht zu Strafverfolgungszwecken weiterver-
arbeitet werden. 

(7) Dient der Einsatz technischer Mittel nach § 7 ausschließlich dem Schutz der für den Verfas-
sungsschutz bei einem Einsatz in Wohnungen tätigen Personen, erfolgt die Anordnung abwei-
chend von Abs. 1 durch die Behördenleitung oder ihre Vertretung. Eine anderweitige Verwen-
dung der hierbei erlangten Erkenntnisse ist nur zulässig, wenn zuvor richterlich festgestellt 
wurde, dass die Maßnahme rechtmäßig ist und die Voraussetzungen des § 7 Abs. 1 vorliegen; 
Abs. 1 Satz 3 gilt entsprechend. Im Übrigen sind die Daten unverzüglich zu löschen. 

(8) Zuständig für die richterlichen Entscheidungen ist das Amtsgericht am Sitz des Landesamts; 
über Beschwerden entscheidet das in § 120 Abs. 4 Satz 2 des Gerichtsverfassungsgesetzes be-
zeichnete Gericht. Für das Verfahren gelten die Vorschriften des Gesetzes über das Verfahren 
in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. Dezem-
ber 2008 (BGBl. I S. 2586, 2587), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. Juli 2017 (BGBl. I 
S. 2780), in der jeweils geltenden Fassung entsprechend; die Rechtsbeschwerde ist ausgeschlos-
sen. 
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§ 9 
Ortung von Mobilfunkendgeräten 

 
(1) Das Landesamt darf technische Mittel zur Ermittlung des Standorts eines aktiv geschalteten 
Mobilfunkendgeräts oder zur Ermittlung der Geräte- oder Kartennummer einsetzen, soweit tat-
sächliche Anhaltspunkte für eine schwerwiegende Gefahr für die von § 2 umfassten Schutzgüter 
vorliegen. 
 
(2) § 3 Abs. 2 Satz 1 und 2 und die §§ 9 und 10 Abs. 1 bis 3 des Artikel 10-Gesetzes gelten 
entsprechend. 
 

§ 10 
Besondere Auskunftsersuchen 

 
(1) Das Landesamt darf im Einzelfall, soweit dies zur Erfüllung seiner Aufgaben nach § 2 er-
forderlich ist, bei denjenigen, die geschäftsmäßig Postdienstleistungen erbringen oder Teleme-
dien anbieten oder daran mitwirken, Auskünfte über Daten, die für die Begründung, inhaltliche 
Ausgestaltung, Änderung oder Beendigung eines Vertragsverhältnisses über Postdienstleistun-
gen oder Telemedien gespeichert worden sind, einholen. 
 
(2) Das Landesamt darf im Einzelfall zur Erfüllung seiner Aufgaben nach § 2, wenn tatsächli-
che Anhaltspunkte für Bestrebungen und Tätigkeiten nach § 2 Abs. 2 vorliegen, bei 

1.  Verkehrsunternehmen sowie Betreibern von Computerreservierungssystemen und Globa-
len Distributionssystemen für Flüge zu Namen und Anschriften von Kunden sowie zu In-
anspruchnahme und Umständen von Transportleistungen, insbesondere zum Zeitpunkt 
von Abfertigung und Abflug und zum Buchungsweg,  

2.  Kreditinstituten, Finanzdienstleistungsinstituten und Finanzunternehmen zu Konten, Kon-
teninhabern und sonstigen Berechtigten sowie weiteren am Zahlungsverkehr Beteiligten 
und über Geldbewegungen und Geldanlagen, insbesondere über Kontostand und Zah-
lungsein- und -ausgänge, 

einholen. Im Fall des § 2 Abs. 2 Nr. 1 gilt dies nur für Bestrebungen, die bezwecken oder auf-
grund ihrer Wirkungsweise geeignet sind, 

1.  zu Hass- oder Willkürmaßnahmen gegen Teile der Bevölkerung aufzustacheln oder deren 
Menschenwürde durch Beschimpfen, böswilliges Verächtlichmachen oder Verleumden 
anzugreifen und dadurch die Bereitschaft zur Anwendung von Gewalt zu fördern und den 
öffentlichen Frieden zu stören oder  

2.  Gewalt anzuwenden oder vorzubereiten, einschließlich des Befürwortens, Hervorrufens 
oder Unterstützens von Gewaltanwendung, auch durch Unterstützen von Vereinigungen, 
die Anschläge gegen Personen oder Sachen veranlassen, befürworten oder androhen. 

 
(3) Das Landesamt darf im Einzelfall, soweit dies zur Erfüllung seiner Aufgaben nach § 2 er-
forderlich ist, von denjenigen, die geschäftsmäßig Telekommunikationsdienste erbringen oder 
daran mitwirken, Auskünfte über die nach den §§ 95 und 111 des Telekommunikationsgesetzes 
vom 22. Juni 2004 (BGBl. I S. 1190), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. Oktober 2017 
(BGBl. I S. 3618), in der jeweils geltenden Fassung erhobenen Daten verlangen (§ 113 Abs. 1 
Satz 1 des Telekommunikationsgesetzes). Dies gilt auch für Daten, mittels derer der Zugriff auf 
Endgeräte oder auf Speichereinrichtungen, die in diesen Endgeräten oder hiervon räumlich ge-
trennt eingesetzt werden, geschützt wird (§ 113 Abs. 1 Satz 2 des Telekommunikationsgeset-
zes). Die Auskunft darf auch anhand einer zu einem bestimmten Zeitpunkt zugewiesenen Inter-
netprotokoll-Adresse verlangt werden (§ 113 Abs. 1 Satz 3 des Telekommunikationsgesetzes). 
Die Auskunft darf nur verlangt werden, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen für das Nutzen 
der Daten vorliegen. 
 
(4) Das Landesamt darf im Einzelfall zur Erfüllung seiner Aufgaben nach § 2 unter den Voraus-
setzungen des § 3 Abs. 1 des Artikel 10-Gesetzes bei Personen und Unternehmen, die ge-
schäftsmäßig 

1.  Postdienstleistungen erbringen oder daran mitwirken, Auskünfte zu Namen, Anschriften 
und Postfächern und sonstigen Umständen des Postverkehrs, 

2.  Telekommunikationsdienste erbringen oder daran mitwirken, Auskünfte zu Verkehrs-
daten nach § 96 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 5 des Telekommunikationsgesetzes 

3.  Telemedien anbieten oder daran mitwirken, Auskünfte über 

 a)  Merkmale zur Identifikation des Nutzers von Telemedien, 

 b)  Beginn und Ende sowie über den Umfang der jeweiligen Nutzung und 
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 c)  die vom Nutzer in Anspruch genommenen Telemedien 

einholen. 
 
(5) Auskünfte nach Abs. 3, soweit Daten nach § 113 Abs. 1 Satz 2 und 3 des Telekommunika-
tionsgesetzes betroffen sind, und Auskünfte nach Abs. 4 dürfen nur auf Anordnung des für den 
Verfassungsschutz zuständigen Ministeriums eingeholt werden. Die Anordnung ist durch die 
Behördenleitung schriftlich zu beantragen. Der Antrag ist zu begründen. Das Ministerium 
unterrichtet unverzüglich die G10-Kommission nach § 2 Abs. 1 des Hessischen Ausführungsge-
setzes zum Artikel 10-Gesetz über die Anordnung vor deren Vollzug und holt deren Zustim-
mung ein. Bei Gefahr im Verzug kann das Ministerium den Vollzug der Anordnung auch be-
reits vor Unterrichtung der G10-Kommission anordnen. Die G10-Kommission prüft von Amts 
wegen oder aufgrund von Beschwerden die Zulässigkeit und Notwendigkeit der Einholung von 
Auskünften. § 15 Abs. 5 des Artikel 10-Gesetzes ist entsprechend anzuwenden. Anordnungen, 
welche die G10-Kommission für unzulässig erklärt, hat das Ministerium unverzüglich aufzuhe-
ben.  
 
(6) Bei Maßnahmen nach Abs. 2 bis 4 ist § 4 des Artikel 10-Gesetzes mit der Maßgabe nach § 6 
Satz 5 und 6 dieses Gesetzes anzuwenden, die §§ 9, 10, 11 Abs. 1 und 2, § 12 Abs. 1 und 3, 
§ 17 Abs. 3 des Artikel 10-Gesetzes sowie § 2 des Hessischen Ausführungsgesetzes zum Arti-
kel 10-Gesetz sind entsprechend anzuwenden. Abweichend von § 10 Abs. 3 des Artikel 10-
Gesetzes genügt eine räumlich und zeitlich hinreichende Bezeichnung der Telekommunikation, 
sofern anderenfalls die Erreichung des Zwecks der Maßnahme aussichtslos oder wesentlich er-
schwert wäre. Soweit dem Verpflichteten keine Entschädigung nach besonderen Bestimmungen 
zusteht, findet § 20 des Artikel 10-Gesetzes entsprechende Anwendung. Im Übrigen hat der 
Verpflichtete die Auskunft unentgeltlich zu erteilen. 
 
(7) Die zur Erteilung der Auskunft erforderlichen Daten müssen unverzüglich, vollständig und 
richtig übermittelt werden. Das Auskunftsersuchen und die übermittelten Daten dürfen der be-
troffenen Person oder Dritten vom Verpflichteten nicht mitgeteilt werden. 
 
(8) Auf Auskünfte nach Abs. 4 Nr. 2 sind die Vorgaben des § 8b Abs. 8 Satz 4 und 5 des Bun-
desverfassungsschutzgesetzes anzuwenden. Für die Erteilung von Auskünften nach Abs. 1, 2 
und 4 Nr. 3 gilt die Nachrichtendienste-Übermittlungsverordnung vom 11. Oktober 2012 
(BGBl. I S. 2117), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3346), 
in der jeweils geltenden Fassung. 
 
(9) Dem Verpflichteten ist es verboten, allein aufgrund eines Auskunftsersuchens einseitige 
Handlungen vorzunehmen, die für die betroffene Person nachteilig sind und die über die Ertei-
lung der Auskunft hinausgehen, insbesondere bestehende Verträge oder Geschäftsverbindungen 
zu beenden, ihren Umfang zu beschränken oder ein Entgelt zu erheben oder zu erhöhen. Die 
Anordnung ist mit dem ausdrücklichen Hinweis auf dieses Verbot und darauf zu verbinden, dass 
das Auskunftsersuchen nicht die Aussage beinhaltet, dass sich die betroffene Person rechtswid-
rig verhalten hat oder ein darauf gerichteter Verdacht bestehen müsse. 
 

§ 11 
Observation 

(1) Das Landesamt darf zur Aufklärung von Bestrebungen oder Tätigkeiten nach § 2 Abs. 2 
außerhalb der Schutzbereiche der Art. 10 und 13 des Grundgesetzes Personen verdeckt mit oder 
ohne Inanspruchnahme technischer Mittel planmäßig observieren, insbesondere das nichtöffent-
lich gesprochene Wort mithören, abhören und aufzeichnen sowie Bildaufnahmen und Bildauf-
zeichnungen anfertigen. 

(2) Die Maßnahme ist im Einzelfall länger als 48 Stunden oder an mehr als drei Tagen inner-
halb einer Woche (langfristige Observation) nur zur Aufklärung von Bestrebungen oder Tätig-
keiten mit erheblicher Bedeutung zulässig, insbesondere wenn sie darauf gerichtet sind, Gewalt 
anzuwenden oder Gewaltanwendung vorzubereiten. 

(3) Die Maßnahme darf sich nur gegen Personen richten, bei denen tatsächliche Anhaltspunkte 
die Annahme rechtfertigen, dass sie 

1. an den Bestrebungen oder Tätigkeiten beteiligt sind, oder 

2. im Zusammenhang mit einer Person nach Nr. 1 stehen und durch die Maßnahme Er-
kenntnisse, die nicht gleichermaßen nach Nr. 1 zu gewinnen sind, über die Bestrebungen 
oder Tätigkeiten gewonnen werden können.  

Die Maßnahme darf auch durchgeführt werden, wenn andere Personen unvermeidbar betroffen 
werden. 



- 10 - 
 
(4) Über die Anordnung einer langfristigen Observation nach Abs. 2 entscheidet die Behörden-
leitung oder ihre Vertretung. Die Anordnung ergeht schriftlich. Bei Gefahr im Verzug kann die 
zuständige Abteilungsleitung oder deren Vertretung die Anordnung treffen; die Entscheidung 
nach Satz 1 ist unverzüglich nachzuholen. Die Anordnung ist auf höchstens drei Monate zu be-
fristen. Verlängerungen um jeweils nicht mehr als drei weitere Monate sind zulässig, soweit die 
Voraussetzungen der Anordnung fortbestehen.  

(5) In der Anordnung einer langfristigen Observation nach Abs. 2 sind anzugeben:  

1. die Person, gegen die sich die Maßnahme richtet, soweit möglich, mit Name und An-
schrift, 

2. Art, Umfang und Dauer der Maßnahme sowie 

3. die wesentlichen Gründe. 

(6) Die Maßnahme ist unzulässig, soweit tatsächliche Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass durch 
sie allein Erkenntnisse gewonnen werden würden 

1. aus dem Kernbereich privater Lebensgestaltung oder  

2. bei einer Rechtsanwältin, einem Rechtsanwalt, einem Kammerrechtsbeistand, einer der 
in § 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 2 oder 4 der Strafprozessordnung genannten Person oder 
einer diesen nach § 53a Abs. 1 Satz 1 der Strafprozessordnung gleichstehenden Person, 
über die der Berufsgeheimnisträger das Zeugnis verweigern dürfte.  

Erfolgen Maßnahmen bei einem der im Übrigen in § 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 bis 3b oder 5 der 
Strafprozessordnung genannten Berufsgeheimnisträger oder einer diesen nach § 53a Abs. 1 
Satz 1 der Strafprozessordnung gleichstehenden Person, sind das öffentliche Interesse an den 
von dem Berufsgeheimnisträger wahrgenommenen Aufgaben und das Interesse an der Geheim-
haltung der diesem anvertrauten oder bekannt gewordenen Tatsachen besonders zu berücksichti-
gen. Satz 1 Nr. 2 und Satz 2 gelten nicht bei Maßnahmen zur Aufklärung von eigenen Bestre-
bungen oder Tätigkeiten der genannten zeugnisverweigerungsberechtigten Personen. 

(7) Ergeben sich während der Maßnahme tatsächliche Anhaltspunkte im Sinne von Abs. 6 Satz 
1, ist die Maßnahme unverzüglich zu unterbrechen, sobald dies ohne Gefährdung eingesetzter 
Personen möglich ist. Bestehen insoweit Zweifel, darf nur eine automatische Aufzeichnung 
fortgesetzt werden. Sind das Abhören und Beobachten nach Satz 1 unterbrochen worden, so 
darf die Maßnahme fortgeführt werden, wenn keine Anhaltspunkte nach Abs. 6 Satz 1 vorlie-
gen. Automatische Aufzeichnungen nach Satz 2 sind dem Amtsgericht am Sitz des Landesamts 
unverzüglich vorzulegen. Das Gericht entscheidet unverzüglich über die Verwertbarkeit oder 
Löschung; § 8 Abs. 8 Satz 2 gilt entsprechend. Soweit Erkenntnisse im Sinne von Abs. 6 Satz 1 
durch die Maßnahme erlangt worden sind, dürfen sie nicht verwertet werden. Aufzeichnungen 
hierüber sind unverzüglich zu löschen. Die Tatsachen der Erfassung der Daten und der Lö-
schung sind zu dokumentieren. Die Dokumentation darf ausschließlich für Zwecke der Daten-
schutzkontrolle verwendet werden. Die Dokumentation ist sechs Monate nach der Mitteilung 
oder nach Zustimmung der Behördenleitung zur endgültigen Nichtmitteilung nach Abs. 9 zu lö-
schen. 

(8) Bei Gefahr im Verzug können Aufzeichnungen nach Abs. 7 Satz 2 unter Aufsicht einer oder 
eines Bediensteten, die oder der die Befähigung zum Richteramt hat, gesichtet werden. Die oder 
der Bedienstete entscheidet im Benehmen mit der oder dem Datenschutzbeauftragten des Lan-
desamts über eine vorläufige Verwertung der Erkenntnisse. Die Bediensteten sind zur Ver-
schwiegenheit über die ihnen bekannt gewordenen Erkenntnisse, die nicht verwertet werden 
dürfen, verpflichtet. Die gerichtliche Entscheidung nach Abs. 7 Satz 4 und 5 ist unverzüglich 
nachzuholen. 

(9) Dauert eine langfristige Observation nach Abs. 2 durchgehend länger als eine Woche oder 
findet sie an mehr als 14 Tagen innerhalb eines Monats statt, ist die Maßnahme der betroffenen 
Person nach ihrer Einstellung mitzuteilen. Die Mitteilung unterbleibt, solange eine Gefährdung 
des Zwecks der Beschränkung nicht ausgeschlossen werden kann oder solange der Eintritt über-
greifender Nachteile für das Wohl des Bundes oder eines Landes absehbar ist. Erfolgt die nach 
Satz 2 zurückgestellte Mitteilung nicht binnen zwölf Monaten nach Beendigung der Maßnahme, 
bedarf die weitere Zurückstellung der Zustimmung der Behördenleitung. Die Behördenleitung 
bestimmt die Dauer der weiteren Zurückstellung. Einer Mitteilung bedarf es nicht, wenn  

1. eine der Voraussetzungen in Satz 2 auch nach fünf Jahren nach Beendigung der Maß-
nahme noch vorliegt,  

2. sie mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit auch in Zukunft vorliegt und 

3. die Voraussetzungen für eine Löschung vorliegen. 

Eine Mitteilung kann auch auf Dauer unterbleiben, wenn überwiegende Interessen einer betrof-
fenen Person entgegenstehen oder wenn die Identität oder der Aufenthaltsort einer betroffenen 
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Person nur mit unverhältnismäßigem Aufwand zu ermitteln ist. Die Mitteilung obliegt dem 
Landesamt. 

 
§ 12 

Verdeckte Mitarbeiterinnen und Verdeckte Mitarbeiter 
 

(1) Das Landesamt darf eigene Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter unter einer ihnen verliehenen 
und auf Dauer angelegten Legende (Verdeckte Mitarbeiterinnen und Verdeckte Mitarbeiter) ein-
setzen. 
 
(2) Verdeckte Mitarbeiterinnen und Verdeckte Mitarbeiter dürfen weder zur Gründung von Be-
strebungen nach § 2 Abs. 2 noch zur steuernden Einflussnahme auf derartige Bestrebungen ein-
gesetzt werden. Sie dürfen in Personenzusammenschlüssen oder für diese tätig werden, auch 
wenn dadurch ein Straftatbestand verwirklicht wird. Im Übrigen dürfen Verdeckte Mitarbeite-
rinnen und Verdeckte Mitarbeiter im Einsatz bei der Beteiligung an Bestrebungen solche Hand-
lungen vornehmen, die 

1.  nicht in Individualrechte eingreifen, 

2.  von den an den Bestrebungen Beteiligten derart erwartet werden, dass sie zur Gewinnung 
und Sicherung der Informationszugänge unumgänglich sind, und 

3.  nicht außer Verhältnis zur Bedeutung des aufzuklärenden Sachverhalts stehen. 

Sofern zureichende tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, dass eine Verdeckte Mitarbeite-
rin oder ein Verdeckter Mitarbeiter rechtswidrig einen Straftatbestand von erheblicher Bedeu-
tung verwirklicht hat, wird ihr oder sein Einsatz unverzüglich beendet und die Strafverfol-
gungsbehörde unterrichtet. Über Ausnahmen von Satz 4 entscheidet die Behördenleitung oder 
ihre Vertretung. 
 
(3) Bei Einsätzen zur Erfüllung der Aufgabe nach § 2 Abs. 2 Nr. 5 gilt § 9a Abs. 3 des Bun-
desverfassungsschutzgesetzes entsprechend. 
 
(4) Für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die verdeckt Informationen in sozialen Netzwerken 
und sonstigen Kommunikationsplattformen im Internet erheben, gelten Abs. 2 und 3 sowie § 9a 
Abs. 3 des Bundesverfassungsschutzgesetzes entsprechend, auch wenn sie nicht unter einer auf 
Dauer angelegten Legende tätig werden. 
 

§ 13 
Vertrauensleute 

 
(1) Für den Einsatz von Privatpersonen, deren planmäßige, dauerhafte Zusammenarbeit mit 
dem Landesamt Dritten nicht bekannt ist (Vertrauensleute), gilt § 12 Abs. 1 bis 3 entsprechend. 
 
(2) Über die Verpflichtung von Vertrauensleuten entscheidet die Behördenleitung oder ihre Ver-
tretung. Vertrauensleute müssen nach ihren persönlichen und charakterlichen Voraussetzungen 
für die Zusammenarbeit mit dem Verfassungsschutz geeignet sein. Diese Eignung ist fortlaufend 
durch das Landesamt zu überprüfen. Als Vertrauensleute dürfen Personen nicht angeworben 
und eingesetzt werden, die 

1.  nicht voll geschäftsfähig, insbesondere minderjährig sind,  

2.  von den Geld- oder Sachzuwendungen für die Tätigkeit auf Dauer als alleinige Lebens-
grundlage abhängen würden,  

3.  an einem Aussteigerprogramm teilnehmen,  

4.  Mitglied des Europäischen Parlaments, des Deutschen Bundestages, eines Landesparla-
ments oder Mitarbeiterin oder Mitarbeiter eines solchen Mitglieds sind oder  

5.  im Bundeszentralregister mit einer Verurteilung wegen eines Verbrechens oder zu einer 
Freiheitsstrafe, deren Vollstreckung nicht zur Bewährung ausgesetzt worden ist, einge-
tragen sind. 

Die Behördenleitung oder ihre Vertretung kann eine Ausnahme von Satz 4 Nr. 5 zulassen, wenn 
die Verurteilung nicht als Täter eines Totschlags (§§ 212, 213 des Strafgesetzbuchs) oder einer 
allein mit lebenslanger Haft bedrohten Straftat erfolgt ist und der Einsatz zur Aufklärung von 
Bestrebungen unerlässlich ist, die auf die Begehung von in § 3 Abs. 1 des Artikel 10-Gesetzes 
oder § 100b Abs. 2 der Strafprozessordnung bezeichneten Straftaten gerichtet sind. Im Falle 
einer Ausnahme nach Satz 5 ist der Einsatz nach höchstens sechs Monaten zu beenden, wenn er 
zur Erforschung der in Satz 5 genannten Bestrebungen nicht zureichend gewichtig beigetragen 
hat. Auch im Weiteren ist die Qualität der gelieferten Informationen fortlaufend zu bewerten. 
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§ 14 
Schranken nachrichtendienstlicher Mittel 

 
(1) Von mehreren möglichen und geeigneten Maßnahmen hat das Landesamt diejenige zu tref-
fen, die den Einzelnen und die Allgemeinheit am wenigsten beeinträchtigt. 
 
(2) Eine Maßnahme darf nicht zu einem Nachteil führen, der zu dem erstrebten Erfolg erkenn-
bar außer Verhältnis steht. 
 
(3) Eine Maßnahme ist nur zulässig, bis ihr Zweck erreicht ist oder sich zeigt, dass er nicht er-
reicht werden kann.  
 
(4) Eine Maßnahme ist unzulässig, soweit tatsächliche Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass 
durch sie allein Erkenntnisse gewonnen werden würden 

1. aus dem Kernbereich privater Lebensgestaltung oder 

2. bei einer Rechtsanwältin, einem Rechtsanwalt, einem Kammerrechtsbeistand, einer der 
in § 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 2 oder 4 der Strafprozessordnung genannten Person oder 
einer diesen nach § 53a Abs. 1 Satz 1 der Strafprozessordnung gleichstehenden Person, 
über die der Berufsgeheimnisträger das Zeugnis verweigern dürfte. 

Erfolgen Maßnahmen bei einem der im Übrigen in § 53 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 bis 3b oder 5 der 
Strafprozessordnung genannten Berufsgeheimnisträger oder einer diesen nach § 53a Abs. 1 Satz 
1 der Strafprozessordnung gleichstehenden Person, sind das öffentliche Interesse an den von 
dem Berufsgeheimnisträger wahrgenommenen Aufgaben und das Interesse an der Geheimhal-
tung der diesem anvertrauten oder bekannt gewordenen Tatsachen besonders zu berücksichti-
gen. Satz 1 Nr. 2 und Satz 2 gelten nicht bei Maßnahmen zur Aufklärung von eigenen Bestre-
bungen oder Tätigkeiten der genannten zeugnisverweigerungsberechtigten Personen. 

(5) Ergeben sich während einer Maßnahme tatsächliche Anhaltspunkte im Sinne von Abs. 4 Satz 
1, ist die Maßnahme unverzüglich zu unterbrechen, sobald dies ohne Gefährdung oder Enttar-
nung eingesetzter Personen möglich ist. Die Maßnahme darf fortgeführt werden, wenn keine 
Anhaltspunkte nach Abs. 4 Satz 1 mehr vorliegen. Soweit Erkenntnisse im Sinne von Abs. 4 
Satz 1 durch eine Maßnahme erlangt worden sind, dürfen sie nicht verwertet werden. Aufzeich-
nungen hierüber sind unverzüglich zu löschen. Die Tatsachen der Erfassung der Daten und der 
Löschung sind zu dokumentieren. Die Dokumentation darf ausschließlich für Zwecke der 
Datenschutzkontrolle verwendet werden. Die Dokumentation ist am Ende des Kalenderjahres, 
das der Protokollierung folgt, zu löschen. 

 
 

DRITTER TEIL 
Verarbeitung personenbezogener Daten 

 
§ 15 

Geltung datenschutzrechtlicher Vorschriften 

Bei der Erfüllung der Aufgaben nach § 2 durch das Landesamt findet das Hessische Daten-
schutz- und Informationsfreiheitsgesetz vom 3. Mai 2018 (GVBl. S. 82) in der jeweils geltenden 
Fassung wie folgt Anwendung: 

1. § 1 Abs. 8, die §§ 4, 14 Abs. 1 und 3, § 19 sowie der Zweite Teil finden keine Anwen-
dung, 

2. die §§ 41, 46 Abs. 1 bis 4 und die §§ 47 bis 49, 57, 59, 78 und 79 sind entsprechend an-
zuwenden. 

 
§ 16 

Speicherung, Berichtigung, Löschung und Verarbeitungseinschränkung 
 

(1) Das Landesamt darf zur Erfüllung seiner Aufgaben personenbezogene Daten in Dateien 
speichern, verändern und nutzen, wenn 

1.  tatsächliche Anhaltspunkte für Bestrebungen oder Tätigkeiten nach § 2 Abs. 2 vorliegen, 

2.  dies für die Erforschung und Bewertung von Bestrebungen oder Tätigkeiten nach § 2 
Abs. 2 erforderlich ist oder 

3.  das Landesamt nach § 2 Abs. 3 tätig wird. 
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Unterlagen, die nach Satz 1 gespeicherte Angaben belegen, dürfen auch gespeichert werden, 
wenn in ihnen weitere personenbezogene Daten Dritter enthalten sind. Eine Abfrage von Daten 
Dritter ist unzulässig. 
 
(2) Umfang und Dauer der Speicherung personenbezogener Daten sind auf das für die Aufga-
benerfüllung des Landesamts erforderliche Maß zu beschränken. 
 
(3) Das Landesamt darf Daten über eine minderjährige Person unter 14 Jahren in Dateien und 
zu ihrer Person geführten Akten nur speichern, wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, 
dass sie eine der in § 3 Abs. 1 und 1a des Artikel 10-Gesetzes genannten Straftaten plant, be-
geht oder begangen hat. 
 
(4) In Dateien oder zu ihrer Person geführten Akten gespeicherte Daten über eine minderjährige 
Person sind nach zwei Jahren auf die Erforderlichkeit der Speicherung zu überprüfen und spä-
testens nach fünf Jahren zu löschen, es sei denn, dass nach Eintritt der Volljährigkeit weitere 
Erkenntnisse angefallen sind, die eine Fortdauer der Speicherung rechtfertigen. Nicht erforder-
liche Daten sind zu löschen. 
 
(5) Personenbezogene Daten, die erhoben worden sind, um zu prüfen, ob Bestrebungen oder 
Tätigkeiten nach § 2 Abs. 2 vorliegen, dürfen in Dateien erst gespeichert werden, wenn sich 
tatsächliche Anhaltspunkte für derartige Bestrebungen oder Tätigkeiten ergeben haben. Bis zu 
diesem Zeitpunkt dürfen auch keine zur Person geführten Akten angelegt werden. 
 
(6) Unrichtige personenbezogene Daten sind zu berichtigen. Wird bei personenbezogenen Daten 
in Akten festgestellt, dass sie unrichtig sind, oder wird ihre Richtigkeit von der betroffenen Per-
son bestritten, so ist dies zu vermerken oder auf sonstige Weise festzuhalten. 
 
(7) Das Landesamt prüft bei der Einzelfallbearbeitung und im Übrigen nach von ihm festgesetzten 
angemessenen Fristen, spätestens jedoch nach fünf Jahren, ob gespeicherte personenbezogene Daten 
zur Aufgabenerfüllung noch erforderlich sind. Gespeicherte personenbezogene Daten über Bestre-
bungen nach § 2 Abs. 2 Nr. 1 und 3 bis 5 sind spätestens 15 Jahre nach dem Zeitpunkt der letzten 
gespeicherten relevanten Information zu löschen, es sei denn, die Behördenleitung trifft im Einzelfall 
ausnahmsweise eine andere Entscheidung. Enthalten Sachakten oder Akten zu anderen Personen per-
sonenbezogene Daten, die nach Satz 2 zu löschen sind, dürfen sie nicht mehr verwendet werden. 
Soweit Daten automatisiert verarbeitet oder Akten automatisiert erschlossen werden, ist auf den Ab-
lauf der Fristen nach Satz 1 und 2 hinzuweisen. Nicht erforderliche Daten sind zu löschen. 
 
(8) Personenbezogene Daten sind nicht zu löschen, sondern nur in der Verarbeitung einzu-
schränken, wenn 

1.  Grund zu der Annahme besteht, dass schutzwürdige Belange der betroffenen Person be-
einträchtigt würden, 

2.  die Daten zur Behebung einer bestehenden Beweisnot unerlässlich sind oder 

3.  die Verwendung der Daten zu wissenschaftlichen Zwecken erforderlich ist. 

In den Fällen des Satz 1 Nr. 3 sind die Daten zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu anonymisieren. 
 
(9) Die Verpflichtung nach § 8 Abs. 1 und 2 des Hessischen Archivgesetzes vom 26. November 
2012 (GVBl. S. 458), geändert durch Gesetz vom 5. Oktober 2017 (GVBl. S. 294), in der je-
weils geltenden Fassung bleibt unberührt. 
 
(10) Zum Zweck der gegenseitigen Information über den Einsatz von Vertrauenspersonen darf 
das Landesamt zusammen mit den Verfassungsschutzbehörden des Bundes und der anderen 
Länder eine Übersicht als gemeinsame Datei führen. Die Übersicht kann Angaben über wesent-
liche Eigenschaften der Vertrauenspersonen und deren Einsatzbereiche enthalten. Das Landes-
amt und das Hessische Landeskriminalamt koordinieren den jeweiligen Einsatz von Vertrauens-
personen; Näheres regeln gemeinsame Richtlinien. 
 

§ 17 
Zweckbindung 

 
(1) Das Landesamt darf personenbezogene Daten nur zum Zweck der Aufgabenerfüllung des 
Verfassungsschutzes im Sinne des § 2 übermitteln. Zu anderen Zwecken dürfen personenbezo-
gene Daten nur nach Maßgabe der §§ 20 bis 23 übermittelt werden. 
 
(2) Personenbezogene Daten dürfen auch zur Ausübung von Aufsichts- und Kontrollbefugnissen 
übermittelt und in dem dafür erforderlichen Umfang verwendet werden. 
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 § 18 

Informationsübermittlung durch öffentliche Stellen an das Landesamt 
 

(1) Die Behörden, Gerichte hinsichtlich der dort geführten Register, sonstigen öffentlichen Stel-
len des Landes Hessen sowie die Gemeinden, Gemeindeverbände und sonstigen der Aufsicht 
des Landes Hessen unterstehenden juristischen Personen des öffentlichen Rechts haben dem 
Landesamt die ihnen bei Erfüllung ihrer Aufgaben bekanntgewordenen Informationen ein-
schließlich personenbezogener Daten auch ohne vorheriges Ersuchen des Landesamts zu über-
mitteln, wenn tatsächliche Anhaltspunkte dafür bestehen, dass die Informationen für die Erfül-
lung der Aufgaben des Landesamts erforderlich sein können. § 18 Abs. 1a und 1b des Bundes-
verfassungsschutzgesetzes bleibt unberührt. Die Übermittlung kann auch durch Einsichtnahme 
des Landesamts in Akten und Dateien der jeweiligen öffentlichen Stelle erfolgen, soweit die 
Übermittlung in sonstiger Weise den Zweck der Maßnahme gefährden oder einen übermäßigen 
Aufwand erfordern würde. Über die Einsichtnahme in amtlich geführte Dateien führt das Lan-
desamt einen Nachweis, aus dem der Zweck und die eingesehene Datei hervorgehen; die Nach-
weise sind gesondert aufzubewahren, gegen unberechtigten Zugriff zu sichern und am Ende des 
Kalenderjahres, das dem Jahr ihrer Erstellung folgt, zu löschen. Unter den Voraussetzungen 
von Satz 1 übermitteln die Staatsanwaltschaften außerdem Anklageschriften und Urteile. 
 
(2) Das Landesamt überprüft die übermittelten Informationen nach ihrem Eingang unverzüglich 
darauf, ob sie für die Erfüllung seiner Aufgaben erforderlich sind. Ergibt die Prüfung, dass die 
Informationen nicht erforderlich sind, werden sie unverzüglich gelöscht. Die Löschung kann 
unterbleiben, wenn die Trennung von anderen Informationen, die zur Erfüllung der Aufgaben 
erforderlich sind, nicht oder nur mit unvertretbarem Aufwand erfolgen kann; in diesem Fall 
dürfen die nicht erforderlichen Informationen nicht verwendet werden. 
 
(3) Die Übermittlung personenbezogener Daten nach Abs. 1, die aufgrund einer Maßnahme 
nach § 100a der Strafprozessordnung bekannt geworden sind, ist nur zulässig, wenn tatsächliche 
Anhaltspunkte dafür bestehen, dass jemand eine der in § 3 Abs. 1 und 1a des Artikel 10-
Gesetzes genannten Straftaten plant, begeht oder begangen hat. Auf die dem Landesamt nach 
Satz 1 übermittelten Kenntnisse und Unterlagen findet § 4 Abs. 1 und 4 bis 6 des Artikel 10-
Gesetzes entsprechende Anwendung. 
 
(4) Die in Abs. 1 genannten Stellen sind zur Übermittlung verpflichtet, wenn im Einzelfall ein 
Ersuchen des Landesamts nach § 4 Abs. 3 vorliegt. Hält die ersuchte Stelle das Verlangen nach 
Auskunft oder Einsichtnahme nach § 4 Abs. 3 nicht für rechtmäßig, so teilt sie dies dem Lan-
desamt mit. Besteht dieses auf dem Verlangen nach Auskunft oder Einsichtnahme, so entschei-
det die für die ersuchte Stelle zuständige oberste Aufsichtsbehörde, soweit gesetzlich nichts an-
deres bestimmt ist. 
 

§ 19 
Informationsübermittlung durch das Landesamt  

an übergeordnete Behörden 
 

(1) Das Landesamt unterrichtet die Ministerien und die Staatskanzlei über Bestrebungen und Tä-
tigkeiten nach § 2 Abs. 2 oder tatsächliche Anhaltspunkte hierfür, die für deren Zuständigkeits-
bereich von Bedeutung sind. Dabei dürfen auch personenbezogene Daten übermittelt werden. 
 
(2) Das für den Verfassungsschutz zuständige Ministerium und das Landesamt dürfen personenbezo-
gene Daten zum Zweck der Aufklärung der Öffentlichkeit über Bestrebungen und Tätigkeiten nach 
§ 2 Abs. 2 oder tatsächliche Anhaltspunkte hierfür öffentlich bekanntgeben, wenn die Bekanntgabe 
für das Verständnis des Zusammenhangs oder der Darstellung von Organisationen erforderlich ist 
und das Allgemeininteresse das schutzwürdige Interesse der betroffenen Person überwiegt. 
 

§ 20 
Informationsübermittlung durch das Landesamt  

innerhalb des öffentlichen Bereichs 
 

(1) Das Landesamt darf Informationen einschließlich personenbezogener Daten, auch wenn sie 
mit nachrichtendienstlichen Mitteln erhoben wurden, an inländische öffentliche Stellen übermit-
teln, wenn der Empfänger die Informationen benötigt 

1.  zum Schutz der freiheitlichen demokratischen Grundordnung oder sonst für Zwecke der 
öffentlichen Sicherheit oder der Strafverfolgung, soweit die Übermittlung nicht nach 
Abs. 2 beschränkt ist, oder 

2.  zur Erfüllung anderer ihm zugewiesener Aufgaben, sofern er dabei auch zum Schutz der 
freiheitlichen demokratischen Grundordnung beizutragen oder Gesichtspunkte der öffent-
lichen Sicherheit oder auswärtige Belange zu würdigen hat, insbesondere bei 
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 a)  der Sicherheitsüberprüfung von Personen, denen im öffentlichen Interesse geheimhal-

tungsbedürftige Tatsachen, Gegenstände oder Erkenntnisse anvertraut werden, die 
Zugang dazu erhalten sollen oder ihn sich verschaffen können, 

 b)  der Sicherheitsüberprüfung von Personen, die an sicherheitsempfindlichen Stellen von 
lebens- oder verteidigungswichtigen Einrichtungen beschäftigt sind oder beschäftigt 
werden sollen, 

 c)  der Überprüfung der Verfassungstreue von Personen, die sich um Einstellung in den 
öffentlichen Dienst bewerben, mit deren Einwilligung, 

 d)  der sicherheitsbehördlichen Überprüfung von Einbürgerungsbewerberinnen und Ein-
bürgerungsbewerbern, 

 e)  der sicherheitsbehördlichen Überprüfung von Ausländerinnen und Ausländern im 
Rahmen der Bestimmungen des Ausländerrechts, 

 f)  der Überprüfung der Zuverlässigkeit von Personen nach dem Luftsicherheits-, Atom-, 
Waffen-, Jagd- und Sprengstoffrecht, 

 g)  der Überprüfung der Zuverlässigkeit von Personen nach den bewachungs- und ge-
werberechtlichen Vorschriften, insbesondere 

  aa)  der Zulassung von Personen für den zugangsgeschützten Sicherheitsbereich 
von Veranstaltungen, 

  bb)  von an der Hessischen Erstaufnahmeeinrichtung für Flüchtlinge und ihren 
Außenstellen beschäftigtem Sicherheitspersonal, 

  cc)  von an kommunalen Flüchtlingsunterkünften eingesetztem Wachpersonal, 

 h)  der Überprüfung der Zuverlässigkeit von an der Hessischen Erstaufnahmeeinrichtung 
für Flüchtlinge und ihren Außenstellen beschäftigten Dolmetscherinnen und Dolmet-
schern,  

 i) der anlassbezogenen Überprüfung der Zuverlässigkeit von Personen und Organisatio-
nen, mit denen die Landesregierung zusammenarbeitet 

  aa) in begründeten Einzelfällen, 

  bb) anlässlich der erstmaligen Förderung von Organisationen mit Landesmitteln, 
sofern diese in Arbeitsbereichen zur Bekämpfung von verfassungsfeindlichen 
Bestrebungen tätig werden sollen, 

mit deren Einwilligung und der Möglichkeit zur Stellungnahme, 

 j)  der Zuverlässigkeitsüberprüfung von anstaltsfremden Personen nach den hessischen 
Vollzugsgesetzen, soweit im Einzelfall erforderlich, 

 k)  Ordensverfahren zur Verleihung des Verdienstordens der Bundesrepublik Deutsch-
land - mit Ausnahme der Verdienstmedaille - und des Hessischen Verdienstordens, 

 l)  sonstigen Zuverlässigkeitsüberprüfungen und Überprüfungen von Personen, soweit 
dies gesetzlich vorgesehen ist,  

 m) im besonderen öffentlichen Interesse liegenden sonstigen Überprüfungen von Perso-
nen mit deren Einwilligung. 

 
(2) Informationen, die mit nachrichtendienstlichen Mitteln erhoben wurden, dürfen an die 
Staatsanwaltschaften, die Finanzbehörden nach § 386 Abs. 1 der Abgabenordnung, die Polizei-
en, die mit der Steuerfahndung betrauten Dienststellen der Landesfinanzbehörden, die Behörden 
des Zollfahndungsdienstes sowie andere Zolldienststellen, soweit diese Aufgaben nach dem Ge-
setz über die Bundespolizei vom 19. Oktober 1994 (BGBl. I S. 2978, 2979), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 5. Mai 2017 (BGBl. I S. 1066) wahrnehmen, nur übermittelt werden 

1.  zur Abwehr einer im Einzelfall bestehenden Gefahr für den Bestand oder die Sicherheit 
des Bundes oder eines Landes oder für Leib, Leben, Gesundheit oder Freiheit einer Per-
son oder für solche Güter der Allgemeinheit, deren Bedrohung die Grundlagen oder den 
Bestand des Bundes oder eines Landes oder die Grundlagen der Existenz der Menschen 
berührt, 

2.  wenn tatsächliche Anhaltspunkte vorliegen, dass der Empfänger die Informationen zur 
Verhinderung, sonstigen Verhütung oder Verfolgung von Straftaten von erheblicher Be-
deutung benötigt oder 

3.  wenn der Empfänger die Informationen auch mit eigenen Befugnissen in gleicher Weise 
hätte erheben können. 
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Unter Straftaten von erheblicher Bedeutung nach Satz 1 Nr. 2 fallen Verbrechen im Sinne des 
§ 12 Abs. 1 des Strafgesetzbuches und schwerwiegende Vergehen im Sinne des § 12 Abs. 2 des 
Strafgesetzbuchs, wenn die Straftat im Einzelfall mindestens dem Bereich der mittleren Krimi-
nalität zuzurechnen ist, sie den Rechtsfrieden empfindlich stört und dazu geeignet ist, das Ge-
fühl der Rechtssicherheit der Bevölkerung erheblich zu beeinträchtigten. Unter den Vorausset-
zungen des § 20 Abs. 1 Satz 1 und 2 sowie Abs. 2 Satz 1 des Bundesverfassungsschutzgesetzes 
ist das Landesamt zur Übermittlung verpflichtet. 
 
(3) Soweit Informationen übermittelt werden, die mit Maßnahmen nach § 7 gewonnen wurden, 
gilt § 8 Abs. 1 entsprechend. Der Empfänger darf die Informationen nur zu dem Zweck ver-
wenden, zu dem sie ihm übermittelt worden sind. Der Empfänger ist auf die Verwendungsbe-
schränkung hinzuweisen. 
 
(4) Zur Übermittlung nach den Abs. 1 und 2 ist auch das für den Verfassungsschutz zuständige 
Ministerium befugt; Abs. 3 gilt entsprechend. 
 

§ 21 
Informationsübermittlung durch das Landesamt an  

Stationierungsstreitkräfte und an ausländische öffentliche Stellen 
 

(1) Das Landesamt darf Informationen einschließlich personenbezogener Daten, auch wenn sie 
mit nachrichtendienstlichen Mitteln erhoben wurden, an Dienststellen der Stationierungsstreit-
kräfte übermitteln, soweit die Bundesrepublik Deutschland dazu im Rahmen des Art. 3 des Zu-
satzabkommens zu dem Abkommen zwischen den Parteien des Nordatlantikvertrages über die 
Rechtsstellung ihrer Truppen hinsichtlich der in der Bundesrepublik Deutschland stationierten 
ausländischen Truppen vom 3. August 1959 (BGBl. 1961 II S. 1183, 1218) in der jeweils gel-
tenden Fassung verpflichtet ist. 
 
(2) Das Landesamt darf Informationen im Sinne des Abs. 1 auch übermitteln an ausländische öf-
fentliche Stellen sowie an über- und zwischenstaatliche Stellen, wenn die Übermittlung zur 
Wahrung erheblicher Sicherheitsinteressen des Empfängers erforderlich ist, es sei denn, auswär-
tige Belange der Bundesrepublik Deutschland stehen der Übermittlung entgegen. 
 
(3) Die Übermittlung hat zu unterbleiben, wenn im Einzelfall ein datenschutzrechtlich angemes-
sener und die elementaren Menschenrechte wahrender Umgang mit den Daten beim Empfänger 
nicht hinreichend gesichert ist. 
 
(4) Soweit Informationen übermittelt werden, die mit Maßnahmen nach § 7 gewonnen wurden, 
gilt § 8 Abs. 1 entsprechend. Der Empfänger darf die Informationen nur zu dem Zweck ver-
wenden, zu dem sie ihm übermittelt worden sind. Der Empfänger ist auf die Verwendungsbe-
schränkung und darauf hinzuweisen, dass das Landesamt sich vorbehält, Auskunft über die 
Verwendung der Daten zu verlangen. 
 
(5) Zur Übermittlung nach Abs. 1 und 2 ist auch das für den Verfassungsschutz zuständige Mi-
nisterium befugt; Abs. 3 und 4 gelten entsprechend. 
 

§ 22 
Informationsübermittlung durch das Landesamt an  

Stellen außerhalb des öffentlichen Bereichs 
 

(1) Das Landesamt darf personenbezogene Daten an Personen oder Stellen außerhalb des öffent-
lichen Bereichs nicht übermitteln, es sei denn, dass dies zum Schutz der freiheitlichen demokra-
tischen Grundordnung, des Bestandes oder der Sicherheit des Bundes oder eines Landes oder 
zur Gewährleistung der Sicherheit von lebens- oder verteidigungswichtigen Einrichtungen nach 
§ 20 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. b erforderlich ist und das für den Verfassungsschutz zuständige Mi-
nisterium im Einzelfall seine Zustimmung erteilt hat. Das Landesamt führt über die Auskunft 
nach Satz 1 einen Nachweis, aus dem der Zweck der Übermittlung, die Fundstelle und der 
Empfänger hervorgehen; die Nachweise sind gesondert aufzubewahren, gegen unberechtigten 
Zugriff zu sichern und am Ende des Kalenderjahres, das dem Jahr seiner Erstellung folgt, zu 
vernichten. Der Empfänger darf die übermittelten personenbezogenen Daten nur für den Zweck 
verwenden, zu dem sie ihm übermittelt wurden. Der Empfänger ist auf die Verwendungsbe-
schränkung und darauf hinzuweisen, dass das Landesamt sich vorbehält, Auskunft über die 
Verwendung der Daten zu verlangen. Satz 1 bis 4 finden keine Anwendung, wenn personenbe-
zogene Daten zum Zwecke von Datenerhebungen nach § 4 übermittelt werden. 
 
(2) Soweit Informationen übermittelt werden, die mit Maßnahmen nach § 7 gewonnen wurden, 
gilt § 8 Abs. 1 entsprechend. Der Empfänger darf die Informationen nur zu dem Zweck ver-
wenden, zu dem sie ihm übermittelt worden sind. Der Empfänger ist auf die Verwendungsbe-
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schränkung und darauf hinzuweisen, dass das Landesamt sich vorbehält, Auskunft über die 
Verwendung der Daten zu verlangen. 
 
(3) Zur Übermittlung nach Abs. 1 ist auch das für den Verfassungsschutz zuständige Ministe-
rium befugt; Abs. 2 gilt entsprechend. 
 

§ 23 
Übermittlungsverbote 

 
(1) Die Übermittlung von Informationen nach diesem Teil unterbleibt, wenn 

1.  erkennbar ist, dass unter Berücksichtigung der Art der Informationen und ihrer Erhebung 
die schutzwürdigen Interessen der betroffenen Person das Interesse der Allgemeinheit 
oder des Empfängers an der Übermittlung überwiegen, 

2.  überwiegende Sicherheitsinteressen, insbesondere Gründe des Quellenschutzes oder des 
Schutzes operativer Maßnahmen, dies erfordern oder 

3.  besondere gesetzliche Regelungen entgegenstehen; die Verpflichtung zur Wahrung ge-
setzlicher Geheimhaltungspflichten oder von Berufs- oder besonderen Amtsgeheimnissen, 
die nicht auf gesetzlichen Vorschriften beruhen, bleibt unberührt. 

 
(2) Ein Überwiegen im Sinne von Abs. 1 Nr. 1 und 2 liegt nicht vor, soweit die Übermittlung 
von Informationen erforderlich ist zur 

1.  Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für den Bestand oder die Sicherheit des Bundes oder 
eines Landes oder für Leib, Leben oder Freiheit einer Person oder für solche Güter der 
Allgemeinheit, deren Bedrohung die Grundlagen oder den Bestand des Bundes oder eines 
Landes oder die Grundlagen der Existenz der Menschen berührt, oder  

2.  Verfolgung einer besonders schweren Straftat im Sinne von § 100b Abs. 2 der Strafpro-
zessordnung, 

es sei denn, dass durch die Übermittlung eine unmittelbare Gefährdung von Leib oder Leben 
einer Person zu besorgen ist und diese Gefährdung nicht abgewendet werden kann. Die Ent-
scheidung trifft in den Fällen von Satz 1 die Behördenleitung oder ihre Vertretung, die unver-
züglich das für den Verfassungsschutz zuständige Ministerium unterrichtet. Das für den Verfas-
sungsschutz zuständige Ministerium unterrichtet die Parlamentarische Kontrollkommission. 
 

§ 24 
Minderjährigenschutz 

 
(1) Personenbezogene Daten minderjähriger Personen dürfen nach den Vorschriften dieses Ge-
setzes übermittelt werden, solange die Voraussetzungen ihrer Speicherung nach § 16 Abs. 3 er-
füllt sind. Liegen diese Voraussetzungen nicht mehr vor, bleibt eine Übermittlung nur zulässig, 
wenn sie zur Abwehr einer erheblichen Gefahr oder zur Verfolgung einer der in § 100a der 
Strafprozessordnung genannten Straftaten erforderlich ist. 
 
(2) Personenbezogene Daten minderjähriger Personen dürfen nach den Vorschriften dieses Ge-
setzes nicht an ausländische oder über- oder zwischenstaatliche Stellen übermittelt werden. 
 

§ 25 
Nachberichtspflicht 

 
Erweisen sich personenbezogene Daten nach ihrer Übermittlung nach den Vorschriften dieses 
Gesetzes als unvollständig oder unrichtig, sind sie unverzüglich gegenüber dem Empfänger zu 
berichtigen, wenn dies zu einer anderen Bewertung der Daten führen könnte oder zur Wahrung 
schutzwürdiger Interessen der betroffenen Person erforderlich ist. 
 

§ 26 
Auskunft 

 
(1) Das Landesamt erteilt der betroffenen Person über zu ihrer oder seiner Person gespeicherte 
Daten auf Antrag unentgeltlich Auskunft, soweit die betroffene Person hierzu auf einen konkre-
ten Sachverhalt hinweist und ein besonderes Interesse an einer Auskunft darlegt. Legt die be-
troffene Person nach Aufforderung ein besonderes Interesse nicht dar, entscheidet das Landes-
amt nach pflichtgemäßem Ermessen. Die Auskunft erstreckt sich nicht auf 

1.  die Herkunft der Daten und die Empfänger von Übermittlungen und 

2.  Daten, die nicht strukturiert in automatisierten Dateien gespeichert sind, es sei denn, die 
betroffene Person macht Angaben, die das Auffinden der Daten ermöglichen, und der für 
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die Erteilung der Auskunft erforderliche Aufwand steht nicht außer Verhältnis zu dem 
von der betroffenen Person dargelegten Auskunftsinteresse. 

Das Landesamt bestimmt das Verfahren, insbesondere die Form der Auskunftserteilung, nach 
pflichtgemäßem Ermessen. 
 
(2) Die Auskunftserteilung unterbleibt, soweit durch sie 

1.  eine Gefährdung der Erfüllung der Aufgaben zu besorgen ist, 

2.  Nachrichtenzugänge gefährdet sein können oder die Ausforschung des Erkenntnisstandes 
oder der Arbeitsweise des Landesamts zu befürchten ist, 

3.  die öffentliche Sicherheit gefährdet oder sonst dem Wohl des Bundes oder eines Landes 
ein Nachteil bereitet würde oder 

4.  Daten oder die Tatsache ihrer Speicherung preisgegeben werden, die nach einer Rechts-
vorschrift oder ihrem Wesen nach, insbesondere wegen der überwiegenden berechtigten 
Interessen eines Dritten, geheim gehalten werden müssen. 

Die Entscheidung trifft die Behördenleitung oder eine von ihr besonders beauftragte Mitarbeite-
rin oder ein von ihr besonders beauftragter Mitarbeiter. 
 
(3) Die Ablehnung der Auskunftserteilung bedarf keiner Begründung. Sie enthält einen Hinweis 
auf die Rechtsgrundlage für das Fehlen der Begründung und darauf, dass sich die betroffene 
Person an die Hessische Datenschutzbeauftragte oder den Hessischen Datenschutzbeauftragten 
wenden kann. Mitteilungen der oder des Hessischen Datenschutzbeauftragten an die betroffene 
Person dürfen ohne Zustimmung des Landesamts keine Rückschlüsse auf den Kenntnisstand des 
Landesamts zulassen. 
 

§ 27 
Dateianordnungen 

(1) Für den erstmaligen Einsatz einer automatisierten Datei nach § 16 trifft das Landesamt in 
einer Dateianordnung, die der Zustimmung des für den Verfassungsschutz zuständigen Ministe-
riums bedarf, die in § 14 Abs. 1 Satz 1 des Bundesverfassungsschutzgesetzes genannten Festle-
gungen. Die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte ist vor Erlass einer Dateianordnung an-
zuhören. Das Gleiche gilt für wesentliche Änderungen von Dateianordnungen. Das Landesamt 
führt ein Verzeichnis der geltenden Dateianordnungen.  

(2) Das Landesamt hat in angemessenen Abständen die Notwendigkeit der Weiterführung oder 
Änderung der Dateien zu überprüfen. 

(3) Ist im Hinblick auf die Dringlichkeit der Aufgabenerfüllung die vorherige Mitwirkung der in 
Abs. 1 genannten Stellen nicht möglich, so kann das Landesamt eine Sofortanordnung treffen. 
Das Verfahren nach Abs. 1 ist unverzüglich nachzuholen. 
 
 

VIERTER TEIL 
Schlussvorschriften 

 
§ 28 

Einschränkung von Grundrechten 
 

Aufgrund dieses Gesetzes können die Grundrechte auf Versammlungsfreiheit (Art. 8 Abs. 1 des 
Grundgesetzes, Art. 14 Abs. 1 der Verfassung des Landes Hessen), Brief-, Post- und Fernmel-
degeheimnis (Art. 10 Abs. 1 des Grundgesetzes, Art. 12 der Verfassung des Landes Hessen) 
und Unverletzlichkeit der Wohnung (Art. 13 Abs. 1 des Grundgesetzes, Art. 8 der Verfassung 
des Landes Hessen) eingeschränkt werden. 
 

§ 29 
Aufhebung bisherigen Rechts  

 
Das Gesetz über das Landesamt für Verfassungsschutz vom 19. Dezember 1990 (GVBl. I 
S. 753)1, zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Mai 2018 (GVBl. S. 82), wird mit Ausnahme 
der §§ 20 bis 22 aufgehoben; die §§ 20 bis 22 werden mit Ablauf des 17. Januar 2019 aufgeho-
ben. 
  

                                                  
1 Hebt auf FFN 18-3 
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§ 30 
Inkrafttreten 

 
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

 
 

Artikel 2 
Gesetz zur parlamentarischen Kontrolle des Verfassungsschutzes in Hessen 

(Verfassungsschutzkontrollgesetz) 
 

§ 1 
Parlamentarische Kontrolle 

 
(1) Die Landesregierung unterliegt hinsichtlich der Tätigkeit des Landesamts für Verfassungs-
schutz der parlamentarischen Kontrolle. Sie wird von der Parlamentarischen Kontrollkommis-
sion ausgeübt. 
 
(2) Der Landtag wählt zu Beginn jeder Wahlperiode die Mitglieder der Parlamentarischen Kon-
trollkommission aus seiner Mitte. 
 
(3) Er bestimmt die Zahl der Mitglieder, die Zusammensetzung und die Arbeitsweise der Par-
lamentarischen Kontrollkommission. 
 
(4) Gewählt ist, wer die Stimmen der Mehrheit der Mitglieder des Landtags auf sich vereint. 
 
(5) Scheidet ein Mitglied aus dem Landtag oder seiner Fraktion aus oder wird es Mitglied der 
Landesregierung, so verliert es seine Mitgliedschaft in der Parlamentarischen Kontrollkommis-
sion. Für dieses Mitglied ist unverzüglich ein neues Mitglied zu wählen; das Gleiche gilt, wenn 
ein Mitglied aus der Parlamentarischen Kontrollkommission ausscheidet. 
 
(6) Die Parlamentarische Kontrollkommission wählt eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden 
aus ihrer Mitte und gibt sich eine Geschäftsordnung. Sie oder er wird durch eine bei der Präsi-
dentin oder dem Präsidenten des Landtags eingerichtete Geschäftsstelle unterstützt. 
 
(7) Im Übrigen bleiben die Rechte des Landtags unberührt. 
 

§ 2 
Geheimhaltung, Protokollierung, Verwendung von mobilen Geräten 

 
(1) Die Beratungen der Parlamentarischen Kontrollkommission sind geheim; das Sicherstellen 
der Geheimhaltung obliegt jedem Mitglied der Parlamentarischen Kontrollkommission. Hierauf 
weist die oder der Vorsitzende vor Beginn jeder Sitzung hin. Die Mitglieder sind zur Geheim-
haltung der Angelegenheiten verpflichtet, die ihnen bei ihrer Tätigkeit in der Parlamentarischen 
Kontrollkommission bekannt geworden sind. Dies gilt auch für die Zeit nach ihrem Ausschei-
den. 
 
(2) Die Sitzungen werden durch die Kanzlei des Landtags protokolliert. Zum Zwecke der Pro-
tokollierung werden die Sitzungen aufgezeichnet. Die Aufzeichnung ist spätestens zwei Wochen 
nach Fertigstellung des Protokolls zu löschen. Die Vorschriften der Verschlusssachenanweisung 
bleiben unberührt. Die oder der Vorsitzende leitet das Protokoll nach Fertigstellung der von der 
Präsidentin oder dem Präsidenten des Landtags bestimmten Stelle zur Registrierung und Ver-
waltung zu. Je eine Ausfertigung des Protokolls wird beim Landesamt für Verfassungsschutz 
sowie bei der Präsidentin oder dem Präsidenten des Landtags als Verschlusssache archiviert. 
 
(3) Den Mitgliedern ist gestattet, sich für die Beratungen während der Sitzungen handschriftli-
che Notizen anzufertigen. Aus Gründen des Geheimschutzes stellt die oder der Vorsitzende im 
Anschluss an jede Sitzung die Einziehung und Vernichtung der handschriftlichen Notizen mit 
Sitzungsbezug sicher, soweit von der Erstellerin oder dem Ersteller der Notizen eine Verwah-
rung durch die Landtagsverwaltung nicht gewünscht wird. Wird Verwahrung gewünscht, über-
gibt das Mitglied der oder dem Vorsitzenden die Unterlagen in einem verschlossenen Umschlag. 
Die von der Präsidentin oder dem Präsidenten des Landtags bestimmte Stelle zur Registrierung 
und Verwaltung von Verschlusssachen verwahrt die handschriftlichen Notizen mit dem Proto-
koll der Sitzung. Jedem Mitglied ist auf Verlangen Einsicht in seine Notizen zu gewähren. 
 
(4) Der Gebrauch von Mobiltelefonen, tragbaren elektronischen Datenverarbeitungsgeräten oder 
sonstigen Geräten zur Aufzeichnung von Bild- und Tondaten während der Sitzung ist nicht ge-
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stattet. Die oder der Vorsitzende stellt vor Beginn der Sitzung sicher, dass keine der in Satz 1 
genannten Geräte eingesetzt werden können. 
 

§ 3 
Pflicht der Landesregierung zur Unterrichtung 

 
(1) Das für den Verfassungsschutz zuständige Ministerium unterrichtet die Parlamentarische 
Kontrollkommission umfassend über die allgemeine Tätigkeit des Landesamts für Verfassungs-
schutz und über Vorgänge von besonderer Bedeutung, insbesondere über wesentliche Änderun-
gen im Lagebild der inneren Sicherheit, behördeninterne Vorgänge mit erheblichen Auswirkun-
gen auf die Aufgabenerfüllung und Einzelvorkommnisse, die Gegenstand politischer Diskussio-
nen oder öffentlicher Berichterstattung sind. Das für den Verfassungsschutz zuständige Ministe-
rium berichtet zu einem konkreten Thema aus dem Aufgabenbereich des Landesamts für Ver-
fassungsschutz, sofern die Parlamentarische Kontrollkommission dies wünscht. 
 
(2) Zeit, Art und Umfang der Unterrichtung der Parlamentarischen Kontrollkommission werden 
unter Beachtung des notwendigen Schutzes der Quellen durch die politische Verantwortung der 
Landesregierung bestimmt. 
 
(3) Das für den Verfassungsschutz zuständige Ministerium unterrichtet die Parlamentarische 
Kontrollkommission 

1.  im Abstand von höchstens sechs Monaten über Auskunftsersuchen nach § 10 des Hessi-
schen Verfassungsschutzgesetzes vom [einsetzen: Datum und Fundstelle des Hessischen 
Verfassungsschutzgesetzes], insbesondere durch einen Überblick über Anlass, Umfang, 
Dauer, Ergebnis und Kosten der im Berichtszeitraum durchgeführten Maßnahmen, 

2.  in jährlichem Abstand durch einen Lagebericht zu 

 a)  Maßnahmen nach den §§ 7, 9 und 11 des Hessischen Verfassungsschutzgesetzes und 

 b)  dem Einsatz von Verdeckten Mitarbeiterinnen und Verdeckten Mitarbeitern sowie 
Vertrauensleuten nach den §§ 12 und 13 des Hessischen Verfassungsschutzgesetzes, 

3.  über die Dienstvorschrift des Landesamts für Verfassungsschutz für die Zusammenarbeit 
mit und insbesondere die Führung von Verdeckten Mitarbeiterinnen und Verdeckten 
Mitarbeitern sowie Vertrauensleuten nach den §§ 12 und 13 des Hessischen Verfassungs-
schutzgesetzes. 

 
(4) Das für den Verfassungsschutz zuständige Ministerium erstattet dem Parlamentarischen 
Kontrollgremium des Bundes im Abstand von höchstens sechs Monaten einen Bericht nach § 8b 
Abs. 10 Satz 1 des Bundesverfassungsschutzgesetzes vom 20. Dezember 1990 (BGBl. I 
S. 2954, 2970), zuletzt geändert durch Gesetz vom 16. Juni 2017 (BGBl. I S. 1634), über die 
Durchführung von Maßnahmen nach § 10 Abs. 4 Nr. 2 und 3 des Hessischen Verfassungs-
schutzgesetzes; dabei ist insbesondere ein Überblick über Anlass, Umfang, Dauer, Ergebnis und 
Kosten der im Berichtszeitraum durchgeführten Maßnahmen zu geben. 
 
(5) Das für den Verfassungsschutz zuständige Ministerium unterrichtet die Parlamentarische 
Kontrollkommission über den Vollzug des Wirtschaftsplans im Haushaltsjahr. 
 

§ 4 
Befugnisse der Parlamentarischen Kontrollkommission 

 
(1) Jedes Mitglied der Parlamentarischen Kontrollkommission kann die Einberufung einer Sit-
zung und die Unterrichtung der Parlamentarischen Kontrollkommission verlangen. Diese hat 
Anspruch auf entsprechende Unterrichtung durch die Landesregierung. 
 
(2) Jedem Mitglied der Parlamentarischen Kontrollkommission ist Akteneinsicht zu gewähren. 
Die Akteneinsicht erstreckt sich auch auf vom Landesamt für Verfassungsschutz amtlich ver-
wahrte Schriftstücke sowie die Einsicht in Daten des Landesamts für Verfassungsschutz. Soweit 
im Rahmen der Akteneinsicht erforderlich, ist den Mitgliedern der Parlamentarischen Kontroll-
kommission Zutritt zu den Dienststellen des Landesamts für Verfassungsschutz zu gewähren. 
 
(3) Die Parlamentarische Kontrollkommission kann im Einzelfall zur Wahrnehmung ihrer Kon-
trollaufgaben mit der Mehrheit von zwei Dritteln ihrer Mitglieder nach Anhörung der Landesre-
gierung beschließen, eine sachverständige Person mit der Durchführung von Untersuchungen zu 
beauftragen. Die sachverständige Person hat der Parlamentarischen Kontrollkommission über das 
Ergebnis der Untersuchungen zu berichten. Die Landesregierung ist der sachverständigen Person 
gegenüber in gleicher Weise zur Auskunft und Mitwirkung verpflichtet wie der Parlamentarischen 
Kontrollkommission. Insbesondere ist der sachverständigen Person auf Verlangen Akteneinsicht 
zu gewähren. § 2 Abs. 1 Satz 3 und 4 gilt entsprechend für die sachverständige Person. 
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(4) Die Parlamentarische Kontrollkommission kann der oder dem Hessischen Datenschutzbeauf-
tragten Gelegenheit zur Stellungnahme in Fragen des Datenschutzes geben. 
 
(5) Der Haushaltsplan des Landesamts für Verfassungsschutz wird der Parlamentarischen Kon-
trollkommission zur Mitberatung überwiesen. 
 

§ 5 
Unterstützung der Mitglieder der Parlamentarischen Kontrollkommission 

 
(1) Die Mitglieder der Parlamentarischen Kontrollkommission haben das Recht, zur Unterstüt-
zung ihrer Arbeit je eine Mitarbeiterin oder einen Mitarbeiter ihrer Fraktion nach Anhörung der 
Landesregierung mit Zustimmung der Parlamentarischen Kontrollkommission zu benennen. Vo-
raussetzung für diese Tätigkeit sind die Ermächtigung zum Umgang mit Verschlusssachen und 
die förmliche Verpflichtung zur Geheimhaltung. 
 
(2) Die benannten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind befugt, die Beratungsgegenstände der 
Parlamentarischen Kontrollkommission mit den Mitgliedern der Parlamentarischen Kontroll-
kommission zu erörtern. Sie haben grundsätzlich keinen Zutritt zu den Sitzungen der Parlamen-
tarischen Kontrollkommission. Die Parlamentarische Kontrollkommission kann im Einzelfall 
mit der Mehrheit von zwei Dritteln ihrer Mitglieder beschließen, dass Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter der Fraktionen an bestimmten Sitzungen teilnehmen können. 
 
(3) Die Mitglieder der Parlamentarischen Kontrollkommission haben auch das Recht, die Bera-
tungsgegenstände der Parlamentarischen Kontrollkommission mit der Parlamentarischen Ge-
schäftsführerin oder dem Parlamentarischen Geschäftsführer ihrer Fraktion zu erörtern. Für die-
se gilt § 2 Abs. 1 entsprechend. 
 

§ 6 
Berichterstattung 

 
Die Parlamentarische Kontrollkommission erstattet dem Landtag mindestens in der Mitte und 
am Ende jeder Wahlperiode einen Bericht über ihre Kontrolltätigkeit. Dabei nimmt sie insbe-
sondere dazu Stellung, ob die Landesregierung ihrer Unterrichtungspflicht zu Vorgängen von 
besonderer Bedeutung nachgekommen ist. Die Parlamentarische Kontrollkommission erstattet 
dem Landtag jährlich einen Bericht über die Durchführung sowie Art, Umfang und Anord-
nungsgründe der Auskunftsersuchen und Maßnahmen nach den §§ 7, 9, 10 und 11 Abs. 2 des 
Hessischen Verfassungsschutzgesetzes; dabei sind die Grundsätze des § 2 Abs. 1 zu beachten. 
 

§ 7 
Inkrafttreten 

 
Dieses Gesetz tritt am 18. Januar 2019 in Kraft.  
 
 

Artikel 2a2 
Änderung des Hessischen Ausführungsgesetzes zum Artikel 10-Gesetz 

§ 4 Abs. 1 des Hessischen Ausführungsgesetzes zum Artikel 10-Gesetz vom 16. Dezember 
1969 (GVBl. I S. 303), zuletzt geändert durch Gesetz vom 27. September 2012 (GVBl. S. 290), 
wird wie folgt geändert: 

1. In Satz 2 werden die Wörter "Erhebung, Verarbeitung und Nutzung" durch das Wort 
"Verarbeitung" ersetzt. 

2. In Satz 4 werden nach dem Wort "kann" die Wörter "der oder" eingefügt. 
 
 

Artikel 3 
Änderung des Hessischen Gesetzes über  
die öffentliche Sicherheit und Ordnung 

 
Das Hessische Gesetz über die öffentliche Sicherheit und Ordnung in der Fassung der Bekannt-
machung vom 14. Januar 2005 (GVBl. I S. 14), zuletzt geändert durch Gesetz vom 3. Mai 2018 
(GVBl. S. 82), wird wie folgt geändert: 

Die Nr. 1 bis 3 werden durch folgende Nr. 1 bis 3c ersetzt: 

                                                  
2 Ändert FFN 18-2 
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1. Die Übersicht wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Angabe zu § 15b wird folgende Angabe eingefügt: 

 "§ 15c Verdeckter Eingriff in informationstechnische Systeme" 

b) Nach der Angabe zu § 25 wird folgende Angabe eingefügt:  

 "§ 25a Automatisierte Anwendung zur Datenanalyse" 

c) Nach der Angabe zu § 30 wird folgende Angabe eingefügt: 

 "§ 30a Meldeauflagen" 

d) Der Angabe zu § 31 werden ein Komma und die Wörter "Aufenthaltsverbot, Kon-
taktverbot" angefügt. 

e) Nach der Angabe zu § 31 wird folgende Angabe eingefügt: 

 "§ 31a Elektronische Aufenthaltsüberwachung, Aufenthaltsvorgabe und Kontaktver-
bot zur Verhütung terroristischer Straftaten" 

f) Nach der Angabe zu § 43a wird folgende Angabe eingefügt: 

 "§ 43b Strafvorschrift" 

1a. § 12 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

"Eine Auskunftspflicht besteht für die in den §§ 6 und 7 genannten Personen sowie, 
unter den Voraussetzungen der §§ 9 oder 13 Abs. 2 Nr. 1 bis 3, für die dort jeweils ge-
nannten Personen." 

1b. Dem § 13 Abs. 3 wird folgender Satz angefügt: 

"Terroristische Straftaten im Sinne dieses Gesetzes sind Straftaten, die in § 129 Abs. 1 
und 2 des Strafgesetzbuchs bezeichnet und dazu bestimmt sind, 

1. die Bevölkerung auf erhebliche Weise einzuschüchtern, 

2. eine Behörde oder eine internationale Organisation rechtswidrig mit Gewalt oder 
durch Drohung mit Gewalt zu nötigen oder 

3. die politischen, verfassungsrechtlichen, wirtschaftlichen oder sozialen Grundstruktu-
ren eines Staates oder einer internationalen Organisation zu beseitigen oder erheblich 
zu beeinträchtigen, 

und durch die Art ihrer Begehung oder ihre Auswirkungen einen Staat oder eine interna-
tionale Organisation erheblich schädigen können. 

1c. § 13a wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nr. 4 wird das Wort "oder" am Ende gestrichen. 

bb) In Nr. 5 wird der Punkt am Ende durch das Wort "oder" ersetzt. 

cc) Als Nr. 6 wird angefügt: 

"6. beratend oder unterstützend für eine Behörde oder öffentliche Stelle tätig 
sein sollen und dies im begründeten Einzelfall erforderlich ist; mit Aus-
nahme von anlass- und einzelfallbezogenen Zuverlässigkeitsüberprüfun-
gen gilt dies im Bereich der Extremismusprävention einmalig für den Be-
ginn der staatlich geförderten Tätigkeit sowie nicht für Einrichtungen der 
Weiterbildung nach § 1 Abs. 1 oder 2 des Hessischen Weiterbildungsge-
setzes vom 25. August 2001 (GVBl. I S. 370) in der jeweils geltenden 
Fassung, einen anerkannten Träger der freien Jugendhilfe nach § 75 des 
Achten Buches Sozialgesetzbuch oder Träger der außerschulischen Ju-
gendbildung nach § 36 des Hessischen Kinder- und Jugendhilfegesetz-
buchs vom 18. Dezember 2006 (GVBl. I S. 698) in der jeweils geltenden 
Fassung." 

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 werden nach dem Wort "Gerichte" die Wörter "sowie, soweit im 
Einzelfall erforderlich, des Landesamts für Verfassungsschutz" eingefügt. 

bb) In Satz 3 wird das Wort "Datenschutzgesetzes" durch die Wörter "Daten-
schutz- und Informationsfreiheitsgesetzes" ersetzt. 

cc) Folgender Satz wird angefügt: 
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"Ihr ist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben." 

c) Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 2 wird folgender Satz eingefügt: 

"Die Rückmeldung des Landesamts für Verfassungsschutz erfolgt an die ersu-
chende Stelle." 

bb) In dem neuen Satz 4 wird das Wort "Datenschutzgesetzes" durch die Wörter 
"Datenschutz- und Informationsfreiheitsgesetzes" ersetzt. 

d) In Abs. 4 Satz 1 wird die Angabe "Nr. 2 bis 5" durch "Nr. 2 bis 6" ersetzt. 

2. § 13b wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

"Bei sonstigen Veranstaltungen in nicht öffentlicher Trägerschaft kann eine 
Zuverlässigkeitsüberprüfung bei Personen im Sinne des Satz 1 durchgeführt 
werden, wenn dies zum Schutz der Veranstaltung erforderlich ist." 

bb) In dem neuen Satz 3 werden nach dem Wort "hört" die Wörter "die Hessische 
Datenschutzbeauftragte oder" und nach der Angabe "Satz 1" die Angabe "oder 
2" eingefügt. 

b) In Abs. 2 Satz 1 wird das Wort "Datenschutzgesetzes" durch die Wörter "Daten-
schutz- und Informationsfreiheitsgesetzes" ersetzt. 

2a. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort "Die" die Wörter "Gefahrenabwehr- und 
die" eingefügt. 

bb) Satz 2 und 3 werden wie folgt gefasst:  

"Der Umstand der Überwachung sowie der Name und die Kontaktdaten der 
oder des Verantwortlichen sind durch geeignete Maßnahmen zum frühestmög-
lichen Zeitpunkt erkennbar zu machen. Fest installierte Anlagen sind alle zwei 
Jahre daraufhin zu überprüfen, ob die Voraussetzungen für ihren Betrieb wei-
terhin vorliegen." 

b) Abs. 4 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) Das Wort "Gefahrenabwehrbehörden" wird durch die Wörter "Gefahrenab-
wehr- und die Polizeibehörden" ersetzt. 

bbb) Nr. 1 wird aufgehoben. 

ccc) Die bisherige Nr. 2 wird Nr. 1 und nach dem Wort "Einrichtungen" werden 
die Wörter "oder Räumlichkeiten" eingefügt. 

ddd) Die bisherige Nr. 3 wird Nr. 2. 

bb) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

"Soweit der Inhaber des Hausrechts nicht Gefahrenabwehr- oder Polizeibehör-
de ist, gilt er im Fall des Satz 1 Nr. 1 als Gefahrenabwehrbehörde." 

c) Abs. 6 wird wie folgt gefasst: 

"(6) Die Polizeibehörden können an öffentlich zugänglichen Orten eine Per-
son, deren Identität nach diesem Gesetz oder anderen Rechtsvorschriften fest-
gestellt werden soll, mittels Bild- und Tonübertragung 

1. kurzfristig offen technisch erfassen, wenn dies nach den Umständen 
zum Schutz von Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugsbeam-
ten oder Dritten gegen eine Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit er-
forderlich erscheint, 

2. offen beobachten und dies aufzeichnen, wenn dies nach den Umstän-
den zum Schutz von Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivollzugs-
beamten oder Dritten gegen eine Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit 
erforderlich ist. 
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Soweit es für die Durchführung von Maßnahmen nach Satz 1 unerlässlich ist, kön-
nen personenbezogene Daten auch über dritte Personen erhoben werden. Sind die 
Daten für Zwecke der Eigensicherung oder der Strafverfolgung nicht mehr erfor-
derlich, sind sie unverzüglich zu löschen." 

2b.  In § 14a Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe "7. Juli 1997 (BGBl. I S. 1650), zuletzt geän-
dert durch Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I S. 1474)," durch "1. Juni 2017 
(BGBl. I S. 1354)" ersetzt. 

2c. § 15 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 Nr. 1 wird wie folgt gefasst: 

"1. längerfristige Observation die planmäßig angelegte Beobachtung einer Person, 
die durchgehend länger als 24 Stunden dauern oder an mehr als zwei Tagen 
stattfinden soll," 

b) Die Abs. 2 bis 5 werden wie folgt gefasst: 

"(2) Die Polizeibehörden können durch Maßnahmen nach Abs. 1 personenbezogene 
Daten erheben 

1. auch über andere als die in den §§ 6 und 7 genannten Personen, wenn dies zur 
Abwehr einer Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit einer Person oder für sol-
che Güter der Allgemeinheit, deren Bedrohung die Grundlagen oder den Be-
stand des Bundes oder eines Landes oder die Grundlagen der Existenz der 
Menschen berührt, erforderlich ist, 

2. über Personen, wenn bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sie 
innerhalb eines übersehbaren Zeitraumes auf eine zumindest ihrer Art nach 
konkretisierte Weise eine Straftat mit erheblicher Bedeutung begehen werden, 
und dies zur Verhütung dieser Straftat erforderlich ist, 

3. über Personen, deren individuelles Verhalten die konkrete Wahrscheinlichkeit 
begründet, dass sie innerhalb eines übersehbaren Zeitraumes eine terroristische 
Straftat begehen werden, und dies zur Verhütung dieser Straftat erforderlich 
ist, 

4. über Personen, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass  

a) sie mit Personen nach Nr. 2 nicht nur flüchtig oder in zufälligem Kontakt 
in Verbindung stehen, 

b) sie von der Planung oder der Vorbereitung von Straftaten der in Nr. 2 ge-
nannten Art oder der Verwertung der Tatvorteile Kenntnis haben oder da-
ran mitwirken oder die Personen nach Nr. 2 sich ihrer zur Begehung dieser 
Straftaten bedienen könnten oder werden und 

c) die Datenerhebung zur Verhütung dieser Straftaten erforderlich ist, 

5. über die in § 13 Abs. 2 Nr. 5 genannten Personen, wenn Tatsachen die Maß-
nahme zum Schutz der gefährdeten Person rechtfertigen. 

Die Datenerhebung durch Maßnahmen nach Abs. 1 ist nur zulässig, soweit 
eine Auskunftspflicht nach § 12 Abs. 2 besteht, wenn andere Maßnahmen, mit 
Ausnahme der in den §§ 15a bis 17 genannten, erheblich weniger Erfolg ver-
sprechen würden oder die polizeiliche Aufgabenerfüllung mit Hilfe anderer 
Maßnahmen wesentlich erschwert würde. Im Rahmen der Aufgabenerfüllung 
können personenbezogene Daten auch über dritte Personen erhoben werden, 
soweit dies unerlässlich ist, um die Datenerhebung nach Satz 1 durchführen zu 
können. Abs. 4 Satz 4 bis 8 gilt entsprechend. 

(3) Außer bei Gefahr im Verzug erfolgt die Anordnung von Maßnahmen nach 
Abs. 1 Nr. 2 durch die Behördenleitung oder eine von dieser beauftragte Be-
dienstete oder einen von dieser beauftragten Bediensteten, soweit nicht nach 
Abs. 5 eine richterliche Anordnung erforderlich ist. 

(4) In oder aus Wohnungen können die Polizeibehörden ohne Kenntnis der be-
troffenen Person durch den Einsatz technischer Mittel Daten nur erheben, 
wenn dies zur Abwehr einer dringenden Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit 
einer Person oder für solche Güter der Allgemeinheit, deren Bedrohung die 
Grundlagen oder den Bestand des Bundes oder eines Landes oder die Grundla-
gen der Existenz der Menschen berührt, unerlässlich ist. Die Maßnahme nach 
Satz 1 darf  
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1. sich nur gegen eine Person richten, die nach den §§ 6 oder 7 verantwort-
lich ist oder bei der konkrete Vorbereitungshandlungen für sich oder zu-
sammen mit weiteren bestimmten Tatsachen die begründete Annahme 
rechtfertigen, dass sie terroristische Straftaten begehen wird, und 

2. nur in 

a) der Wohnung der in Nr. 1 genannten Person oder 

b) Wohnungen anderer Personen, wenn aufgrund bestimmter Tatsachen 
anzunehmen ist, dass sich eine in Nr. 1 genannte Person dort aufhält 
und die Maßnahme allein in deren Wohnung nicht zur Abwehr der 
Gefahr nach Satz 1 führen wird, 

durchgeführt werden. Die Maßnahme darf auch durchgeführt werden, 
wenn andere Personen unvermeidbar betroffen werden. Sie ist nicht zuläs-
sig, soweit keine Auskunftspflicht der betroffenen Person nach § 12 Abs. 2 
besteht. Das Verbot nach Satz 4 gilt auch, wenn durch eine gegen einen 
Dritten gerichtete Maßnahme Erkenntnisse erlangt würden, die nicht der 
Auskunftspflicht nach § 12 Abs. 2 unterliegen. Liegen tatsächliche An-
haltspunkte für die Annahme vor, dass durch die Maßnahme allein Er-
kenntnisse aus dem Kernbereich privater Lebensgestaltung erlangt würden, 
ist die Maßnahme unzulässig. Soweit sich während der Maßnahme tatsäch-
liche Anhaltspunkte dafür ergeben, dass der Kernbereich privater Lebens-
gestaltung betroffen ist und eine unmittelbare Kenntnisnahme erfolgt, ist 
die Maßnahme unverzüglich zu unterbrechen; die Maßnahme darf nur fort-
gesetzt werden, wenn sie nicht unzulässig ist. Bestehen insoweit Zweifel, 
darf die Datenerhebung ausschließlich durch eine automatische Aufzeich-
nung erfolgen und fortgesetzt werden.  

(5) Außer bei Gefahr in Verzug dürfen 

1. längerfristige Observationen, 

2. die Anfertigung von Bildaufnahmen oder -aufzeichnungen bestimmter 
Personen oder der Einsatz technischer Mittel zu Observationszwecken 
durchgehend länger als 24 Stunden oder an mehr als zwei Tagen, 

3. das Abhören oder Aufzeichnen des nicht öffentlich gesprochenen 
Wortes durch den Einsatz technischer Mittel und 

4. Maßnahmen nach Abs. 4 

nur nach richterlicher Anordnung durchgeführt werden. Für das Verfahren 
gilt § 39 Abs. 1 Satz 2 und 3 mit der Maßgabe, dass, soweit es sich nicht 
um Maßnahmen nach Abs. 4 handelt, das Amtsgericht zuständig ist, in 
dessen Bezirk die Polizeibehörde ihren Sitz hat. Die Anordnung ergeht 
schriftlich. Sie muss die Personen, gegen die sich die Maßnahmen richten 
sollen, so genau bezeichnen, wie dies nach den zur Zeit der Anordnung 
vorhandenen Erkenntnissen möglich ist, und bei Maßnahmen nach Abs. 4 
die zu überwachende Wohnung oder die zu überwachenden Wohnräume 
angeben. Art, Umfang und Dauer der Maßnahmen sind festzulegen sowie 
die wesentlichen Gründe darzulegen. Die Anordnung ist auf höchstens drei 
Monate zu befristen und, soweit möglich, räumlich zu begrenzen; liegen 
die Voraussetzungen der Anordnung nicht mehr vor, sind die aufgrund der 
Anordnung getroffenen Maßnahmen unverzüglich zu beenden. Eine drei-
malige Verlängerung um jeweils höchstens drei weitere Monate ist zuläs-
sig, soweit die Voraussetzungen fortbestehen. Hat die Polizeibehörde bei 
Gefahr im Verzug die Anordnung getroffen, so beantragt sie unverzüglich 
die richterliche Bestätigung der Anordnung. Die Anordnung tritt außer 
Kraft, soweit sie nicht binnen drei Tagen richterlich bestätigt wird. Maß-
nahmen nach Abs. 4 dürfen nur angeordnet und durchgeführt werden, so-
weit aufgrund tatsächlicher Anhaltspunkte anzunehmen ist, dass die Maß-
nahme nicht in den Kernbereich privater Lebensgestaltung eindringen 
wird." 

c) In Abs. 6 werden Satz 1 und 2 durch folgende Sätze ersetzt: 

"Abs. 2 bis 5 gelten nicht für das Abhören und Aufzeichnen, wenn dies zur Abwehr 
einer Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit einer bei einem polizeilichen Einsatz täti-
gen Person geschieht. Das Abhören und Aufzeichnen in oder aus Wohnungen ordnet 
die Polizeibehörde an. Ergeben sich während der Maßnahme Anhaltspunkte dafür, 
dass der Kernbereich privater Lebensgestaltung betroffen ist, sind das Abhören und 
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Aufzeichnen zu unterbrechen, sobald dies ohne Gefährdung der bei dem polizeilichen 
Einsatz tätigen Personen möglich ist." 

d) In Abs. 7 Satz 3 wird die Angabe "§ 15" gestrichen. 

e) Als Abs. 9 wird angefügt: 

"(9) Automatische Aufzeichnungen nach Abs. 4 Satz 8, auch in Verbindung mit 
Abs. 2 Satz 4, sind unverzüglich dem anordnenden Gericht zur Entscheidung über die 
Verwertbarkeit oder Löschung der Daten vorzulegen. Das Gericht entscheidet, wel-
che Teile verwertet werden können, und ordnet im Übrigen die unverzügliche Lö-
schung an. Es unterrichtet die Polizeibehörde unverzüglich über den Inhalt der ver-
wertbaren Teile der Aufzeichnung. Bei Gefahr im Verzug kann die Behördenleitung 
oder eine von dieser beauftragte Bedienstete oder ein von dieser beauftragter Bediens-
teter im Benehmen mit der oder dem Datenschutzbeauftragten der zuständigen Poli-
zeibehörde über die Verwertung der Erkenntnisse entscheiden. Bei der Sichtung der 
erhobenen Daten kann sie oder er sich der technischen Unterstützung von zwei weite-
ren Bediensteten bedienen, von denen eine oder einer die Befähigung zum Richteramt 
haben muss. Die Bediensteten sind zur Verschwiegenheit über die ihnen bekannt 
werdenden Erkenntnisse, die nicht verwertet werden dürfen, verpflichtet. Die gericht-
liche Entscheidung ist unverzüglich nachzuholen. Satz 1 bis 7 gelten entsprechend für 
Erkenntnisse, die durch Maßnahmen nach Abs. 4 erlangt worden sind." 

2d. § 15a wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 

"(1) Die Polizeibehörden können von einem Dienstanbieter, der geschäftsmäßig Tele-
kommunikationsdienste erbringt oder daran mitwirkt, verlangen, dass er die Kennt-
nisnahme durch Überwachung und Aufzeichnung des Inhalts der Telekommunikation 
ermöglicht und die näheren Umstände der Telekommunikation einschließlich des 
Standorts aktiv geschalteter nicht ortsfester Telekommunikationsanlagen übermittelt, 
wenn dies zur Abwehr einer dringenden Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit einer 
Person oder für solche Güter der Allgemeinheit, deren Bedrohung die Grundlagen 
oder den Bestand des Bundes oder eines Landes oder die Grundlagen der Existenz der 
Menschen berührt, unerlässlich ist. Die Maßnahme darf sich gegen eine Person rich-
ten,  

1. die nach den §§ 6 oder 7 verantwortlich ist, 

2. bei der die Voraussetzungen des § 9 vorliegen, 

3. bei der bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass  

a) sie für eine Person nach Nr. 1 bestimmte oder von dieser herrührende Mittei-
lungen entgegennimmt oder weitergibt oder  

b) eine Person nach Nr. 1 deren Telekommunikationsanschluss oder Endgerät 
benutzen wird, soweit die Maßnahme zur Verhütung terroristischer Straftaten 
unerlässlich ist, oder 

4. die in § 15 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 oder 3 genannt ist, soweit die Maßnahme zur 
Verhütung terroristischer Straftaten unerlässlich ist.  

Die Maßnahme darf auch durchgeführt werden, wenn andere Personen unver-
meidbar betroffen werden. § 15 Abs. 4 Satz 4 bis 8 gilt entsprechend." 

b) In Abs. 2 Satz 5 wird das Wort "gegenwärtigen" gestrichen. 

c) Nach Abs. 2 wird als Abs. 2a eingefügt: 

"(2a) Unter den Voraussetzungen des Abs. 1 können die Polizeibehörden von denje-
nigen, die geschäftsmäßig eigene oder fremde Telemedien zur Nutzung bereithalten 
oder den Zugang zur Nutzung vermitteln, Auskunft über Nutzungsdaten nach § 15 
Abs. 1 des Telemediengesetzes vom 26. Februar 2007 (BGBl. I S. 179), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 28. September 2017 (BGBl. I S. 3530), verlangen. Die 
Auskunft kann auch über zukünftige Nutzungsdaten verlangt werden. Unter den Vo-
raussetzungen des § 12 Abs. 1 Satz 1, Abs. 3 und 4 können die Polizeibehörden Aus-
kunft über Bestandsdaten nach § 14 Abs. 1 des Telemediengesetzes verlangen. Der 
Dienstanbieter hat die Daten unverzüglich auf dem von der Polizeibehörde bestimm-
ten Weg zu übermitteln." 
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d) Die Abs. 3 bis 5 werden wie folgt gefasst: 

"(3) Die Polizeibehörden können unter den Voraussetzungen des Abs. 1 technische 
Mittel zur Ermittlung des Standortes eines aktiv geschalteten Mobilfunkendgerätes 
und der Geräte- und Kartennummern einsetzen. 

(4) Die Polizeibehörden können zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für Leib, 
Leben oder Freiheit einer Person oder für solche Güter der Allgemeinheit, deren Be-
drohung die Grundlagen oder den Bestand des Bundes oder eines Landes oder die 
Grundlagen der Existenz der Menschen berührt, Telekommunikationsverbindungen 
durch den Einsatz technischer Mittel unterbrechen oder verhindern. 

(5) Maßnahmen nach Abs. 1, 2 Satz 1, Abs. 2a Satz 1 und 2, Abs. 3 oder 4 bedürfen 
außer bei Gefahr im Verzug der richterlichen Anordnung. Zuständig ist das Amtsge-
richt, in dessen Bezirk die Polizeibehörde ihren Sitz hat; für das Verfahren gilt § 39 
Abs. 1 Satz 3. § 15 Abs. 5 Satz 3 bis 9 gilt entsprechend. § 15 Abs. 5 Satz 4 gilt ent-
sprechend mit der Maßgabe, dass bei Maßnahmen nach Abs. 1 und 3 die Rufnummer 
oder eine andere Kennung des zu überwachenden Anschlusses oder des Endgeräts, 
sofern sich nicht aus bestimmten Tatsachen ergibt, dass diese zugleich einem anderen 
Endgerät zugeordnet ist, anzugeben ist. Bei Maßnahmen nach Abs. 2 Satz 1 sowie 
Abs. 2a Satz 1 und 2 genügt abweichend von Satz 4 eine räumlich und zeitlich hinrei-
chende Bezeichnung der Telekommunikation, sofern andernfalls die Erreichung des 
Zwecks der Maßnahme aussichtslos oder wesentlich erschwert wäre. § 15 Abs. 9 
Satz 1 bis 7 gilt entsprechend." 

e) Abs. 6 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

"Maßnahmen nach Abs. 2 Satz 4 dürfen auf Antrag der Behördenleitung oder 
einer oder eines von dieser beauftragten Bediensteten durch das Gericht ange-
ordnet werden." 

bb) In Satz 6 wird die Angabe "bis 4" durch "bis 5" ersetzt. 

2e. § 15b wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 werden die Wörter "Wenn dies zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für 
Leib, Leben oder Freiheit einer Person unerlässlich ist," durch die Angabe "Unter den 
Voraussetzungen des § 15a Abs. 1" ersetzt. 

b) Dem Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

"Kopierte Daten sind nach dem Stand der Technik gegen Veränderung, unbefugte Lö-
schung und unbefugte Kenntnisnahme zu schützen." 

c) Abs. 3 wird aufgehoben. 

d) Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 3 und wie folgt gefasst: 

"(3) § 15 Abs. 4 Satz 4 bis 8 gilt entsprechend. § 15 Abs. 5 Satz 1 bis 9 gilt entspre-
chend mit der Maßgabe, dass das informationstechnische System, in das zur Daten-
erhebung eingegriffen werden soll, in der Anordnung möglichst genau zu bezeichnen 
ist. § 15 Abs. 9 Satz 1 bis 7 gilt entsprechend." 

2f. Nach § 15b wird als § 15c eingefügt: 

"§ 15c 
Verdeckter Eingriff in informationstechnische Systeme 

(1) Die Polizeibehörden können ohne Wissen der betroffenen Person mit technischen 
Mitteln in von der betroffenen Person genutzte informationstechnische Systeme eingrei-
fen und aus ihnen Daten erheben, wenn dies zur Abwehr einer dringenden Gefahr für 
Leib, Leben oder Freiheit einer Person oder für solche Güter der Allgemeinheit, deren 
Bedrohung die Grundlagen oder den Bestand des Bundes oder eines Landes oder die 
Grundlagen der Existenz der Menschen berührt, unerlässlich ist. 

(2) Eine Maßnahme nach Abs. 1 darf sich nur gegen eine Person richten, die nach den 
§§ 6 oder 7 verantwortlich ist, und nur in die von dieser Person genutzten informations-
technischen Systeme eingreifen. Eine Maßnahme nach Abs. 1 ist auch gegen eine in § 15 
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 oder 3 genannte Person zulässig, soweit dies zur Verhütung terroris-
tischer Straftaten unerlässlich ist. In informationstechnische Systeme anderer Personen 
darf die Maßnahme nur eingreifen, wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass eine 
in Satz 1 oder 2 genannte Person dort ermittlungsrelevante Informationen speichert und 
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dies unerlässlich ist. Die Maßnahme darf auch durchgeführt werden, wenn andere Perso-
nen unvermeidbar betroffen werden. 

(3) § 15b Abs. 2 gilt entsprechend. § 15 Abs. 4 Satz 4 bis 6 gilt entsprechend mit der 
Maßgabe, dass, soweit möglich, technisch sicherzustellen ist, dass Daten, die den Kern-
bereich privater Lebensgestaltung betreffen, nicht erhoben werden. § 15 Abs. 5 Satz 1 
bis 9 gilt entsprechend mit der Maßgabe, dass das informationstechnische System, in das 
zur Datenerhebung eingegriffen werden soll, in der Anordnung möglichst genau zu be-
zeichnen ist. § 15 Abs. 9 Satz 1 bis 7 gilt entsprechend für Erkenntnisse, die nach Abs. 1 
und 2 erlangt worden sind." 

2g. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

"(2) Die Polizeibehörden können durch Polizeivollzugsbeamtinnen und Polizeivoll-
zugsbeamte, die unter einer Legende eingesetzt werden (verdeckt ermittelnde Perso-
nen - VE-Personen), personenbezogene Daten unter den Voraussetzungen des § 15 
Abs. 2 Satz 1 erheben." 

b) Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort "zulässig," die Angabe "soweit eine Aus-
kunftspflicht nach § 12 Abs. 2 besteht und" eingefügt und die Angabe "15, 
15a" durch "15 bis 15c" ersetzt. 

bb) Nach Satz 2 werden folgende Sätze eingefügt: 

"Liegen tatsächliche Anhaltspunkte vor, dass durch den Einsatz von V-
Personen oder VE-Personen allein Erkenntnisse aus dem Kernbereich privater 
Lebensgestaltung erlangt würden, ist deren Einsatz unzulässig. Ergeben sich 
während der Durchführung des Einsatzes Anhaltspunkte dafür, dass der Kern-
bereich privater Lebensgestaltung betroffen ist, ist der Einsatz zu unterbre-
chen, sobald dies ohne Gefährdung der eingesetzten Personen möglich ist." 

c) Abs. 5 wird wie folgt gefasst: 

"(5) Eine Anordnung über den Einsatz von V-Personen oder VE-Personen erfolgt 
außer bei Gefahr im Verzug schriftlich durch die Behördenleitung oder eine von die-
ser beauftragte Bedienstete oder einen von dieser beauftragten Bediensteten. Abwei-
chend von Satz 1 bedarf der Einsatz von V-Personen, der sich gegen eine bestimmte 
Person richtet, und von VE-Personen mit einer auf Dauer angelegten Legende einer 
richterlichen Anordnung. Bei Gefahr im Verzug kann die Anordnung nach Satz 2 
auch durch die Behördenleitung oder eine von dieser beauftragte Bedienstete oder 
einen von dieser beauftragten Bediensteten schriftlich getroffen werden. Ist eine An-
ordnung nach Satz 3 ergangen, so ist unverzüglich die richterliche Bestätigung der 
Anordnung zu beantragen; die Anordnung tritt außer Kraft, soweit sie nicht binnen 
drei Tagen richterlich bestätigt wird. Eine Anordnung muss die Personen, gegen die 
sich der Einsatz richten soll, so genau bezeichnen, wie dies nach den zur Zeit der 
Anordnung vorhandenen Erkenntnissen möglich ist. Art, Umfang und Dauer des Ein-
satzes sind festzulegen und die wesentlichen Gründe anzugeben. Eine Verlängerung 
ist zulässig, soweit die Voraussetzungen fortbestehen. Für eine richterliche Anord-
nung ist das Amtsgericht zuständig, in dessen Bezirk die Polizeibehörde ihren Sitz 
hat; für das Verfahren gilt § 39 Abs. 1 Satz 3. Die Staatsanwaltschaft ist unverzüglich 
über eine Anordnung nach Satz 2 zu unterrichten." 

2h. § 17a wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 wird die Angabe "Satz 3" durch "Satz 4" ersetzt. 

b) Satz 5 wie folgt gefasst: 

"§ 1 Abs. 2 bis 7 sowie die §§ 2 und § 4 Abs. 2 des Verfassungsschutzkontrollgeset-
zes vom … [einsetzen: Ausfertigungsdatum und Fundstelle dieses Gesetzes, Fundstelle 
von Art. 2 dieses Gesetzes] in der jeweils geltenden Fassung gelten entsprechend." 

2i. § 20 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 Satz 3 werden nach der Angabe "Abs. 4" die Angabe "oder § 15c" und 
nach dem Wort "Gefahr" die Wörter "oder Gefahrenlage" eingefügt und das Wort 
"Vorschrift" durch die Wörter "jeweiligen Vorschrift" ersetzt. 

b) Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

"Für die Weiterverarbeitung von personenbezogenen Daten, die durch einen verdeck-
ten Einsatz technischer Mittel in oder aus Wohnungen oder einen verdeckten Eingriff 
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in informationstechnische Systeme erlangt wurden, gilt Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 Buchst. b 
mit der Maßgabe entsprechend, dass  

1. bei personenbezogenen Daten, die durch einen verdeckten Einsatz technischer 
Mittel in oder aus Wohnungen erlangt wurden, eine Gefahr im Sinne des § 15 
Abs. 4 und 

2. bei personenbezogenen Daten, die durch einen verdeckten Eingriff in informa-
tionstechnische Systeme erlangt wurden, eine Gefahr oder Gefahrenlage im 
Sinne des § 15c Abs. 1 oder 2 

vorliegen muss." 

c) In Abs. 9 Satz 3 wird die Angabe "13a und 13b" durch 13a, 13b und 25a" ersetzt. 

2j. Nach § 25 wird als § 25a eingefügt: 

"§ 25a 
Automatisierte Anwendung zur Datenanalyse 

(1) Die Polizeibehörden können in begründeten Einzelfällen gespeicherte personenbezo-
gene Daten mittels einer automatisierten Anwendung zur Datenanalyse weiterverarbeiten 
zur vorbeugenden Bekämpfung von in § 100a Abs. 2 der Strafprozessordnung genannten 
Straftaten oder zur Abwehr einer Gefahr für den Bestand oder die Sicherheit des Bundes 
oder eines Landes oder Leib, Leben oder Freiheit einer Person oder Sachen von bedeu-
tendem Wert, deren Erhaltung im öffentlichen Interesse geboten ist, oder wenn gleich-
gewichtige Schäden für die Umwelt zu erwarten sind. 

(2) Im Rahmen der Weiterverarbeitung nach Abs. 1 können insbesondere Beziehungen 
oder Zusammenhänge zwischen Personen, Personengruppierungen, Institutionen, Orga-
nisationen, Objekten und Sachen hergestellt, unbedeutende Informationen und Erkennt-
nisse ausgeschlossen, die eingehenden Erkenntnisse zu bekannten Sachverhalten zuge-
ordnet sowie gespeicherte Daten statistisch ausgewertet werden. 

(3) Die Einrichtung und wesentliche Änderung einer automatisierten Anwendung zur 
Datenanalyse erfolgen durch Anordnung der Behördenleitung oder einer oder eines von 
dieser beauftragten Bediensteten. Die oder der Hessische Datenschutzbeauftragte ist vor 
der Einrichtung oder wesentlichen Änderung nach Satz 1 anzuhören; bei Gefahr im Ver-
zug ist die Anhörung nachzuholen." 

3. § 26 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden die Wörter "Stellen außerhalb des öffentlichen Bereichs" 
durch "nichtöffentlichen Stellen" und die Wörter "für Leben, Gesundheit oder 
Freiheit" durch "Leib, Leben oder Freiheit einer Person oder Sachen von be-
deutendem Wert, deren Erhaltung im öffentlichen Interesse geboten ist," er-
setzt. 

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefügt: 

"Eine solche Gefahr liegt in der Regel auch dann vor, wenn konkrete Vorbe-
reitungshandlungen die Annahme rechtfertigen, dass terroristische Straftaten 
begangen werden sollen." 

b) Abs. 4 wird wie folgt gefasst: 

"(4) Die Maßnahme darf nur aufgrund richterlicher Anordnung auf Antrag der Be-
hördenleitung getroffen werden. Zuständig ist das Amtsgericht, in dessen Bezirk die 
Polizeibehörde ihren Sitz hat. Für das Verfahren gelten die Vorschriften des Gesetzes 
über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit vom 17. Dezember 2008 (BGB. I S. 2586, 2587), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 20. Juli 2017 (BGB. I S. 2780), entsprechend. Die oder der Hessi-
sche Datenschutzbeauftragte ist durch die Polizeibehörde unverzüglich über die An-
ordnung zu unterrichten." 

3a. § 28 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 1 wird die Angabe "Satz 1 und Abs. 3" durch "Satz 1, Abs. 2a Satz 1 und 2, 
Abs. 3" ersetzt und nach der Angabe "15b," wird die Angabe "15c," eingefügt. 

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Nr. 4 werden nach der Angabe "Satz 1" ein Komma und die Angabe "Abs. 
2a Satz 1 und 2" und nach dem Wort "Telekommunikation" ein Komma und 
die Wörter "die Nutzerin oder der Nutzer" eingefügt. 
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bb) Nach Nr. 5 wird als neue Nr. 6 eingefügt: 

"6. Maßnahmen nach § 15c die Zielperson, die mitbetroffenen Personen und 
die Angaben zur Identifizierung des informationstechnischen Systems und 
die daran vorgenommenen nicht nur flüchtigen Veränderungen," 

cc) Die bisherigen Nr. 6 und 7 werden die Nr. 7 und 8. 

3b. Nach § 30 wird als § 30a eingefügt: 

"§ 30a 
Meldeauflagen 

Die Polizeibehörden können zur Verhütung von Straftaten eine Person anweisen, sich an 
bestimmten Tagen bis zu zweimal zu bestimmten Zeiten bei einer bestimmten polizeili-
chen Dienststelle zu melden (Meldeauflage), wenn Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 
dass sie eine Straftat begehen wird. Die Meldung hat bei der Polizeistation oder bei dem 
Polizeirevier des gewöhnlichen Aufenthaltsortes zu erfolgen; mit Einverständnis der be-
troffenen Person kann auch eine andere Dienststelle einer Polizeibehörde des Bundes 
oder der Länder bestimmt werden. Sofern die Meldeauflage im Zusammenhang mit einer 
Veranstaltung erfolgt, ist sie auf diese oder eine zusammenhängende Serie von Veranstal-
tungen zu beschränken. Die Meldeauflage ist auf höchstens drei Monate zu befristen. 
Eine Verlängerung um jeweils bis zu drei Monate ist möglich, soweit die Voraussetzun-
gen der Meldeauflage fortbestehen. Die Verlängerung der Maßnahme bedarf außer bei 
Gefahr im Verzug der richterlichen Anordnung. Bei Gefahr im Verzug ist die richterli-
che Anordnung unverzüglich nachzuholen. Liegen die Voraussetzungen der Maßnahme 
nicht mehr vor, ist sie unverzüglich zu beenden. Zuständig ist das Amtsgericht, in dessen 
Bezirk die Polizeibehörde ihren Sitz hat. Für das Verfahren gelten die Vorschriften des 
Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwil-
ligen Gerichtsbarkeit entsprechend." 

3c. § 31 wird wie folgt geändert: 

a) Der Überschrift werden ein Komma und die Wörter "Aufenthaltsverbot, Kontakt-
verbot" angefügt. 

b) Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 2 werden nach dem Wort "angeordnet" die Wörter "und der Kontakt 
mit bestimmten Personen oder Personen einer bestimmten Gruppe untersagt" 
eingefügt. 

bb) In Satz 3 werden die Wörter "solche Maßnahme" durch die Angabe "Maß-
nahme nach Satz 1 oder 2" ersetzt. 

c) Abs. 3 Satz 2 bis 4 werden durch folgende Sätze ersetzt: 

 "Unter den Voraussetzungen des Satz 1 können die Polizeibehörden einer Person 
auch den Kontakt mit bestimmten Personen oder Personen einer bestimmten 
Gruppe untersagen. Ein Verbot nach Satz 1 oder 2 ist zeitlich und örtlich auf den 
zur Verhütung der Straftat erforderlichen Umfang zu beschränken. Es darf die 
Dauer von drei Monaten nicht überschreiten. § 31a sowie die Vorschriften des 
Versammlungsrechts bleiben unberührt." 

 
4. Nach § 31 wird als § 31a eingefügt: 
 

 "§ 31a 
 Elektronische Aufenthaltsüberwachung, Aufenthaltsvorgabe und Kontaktverbot zur  

Verhütung terroristischer Straftaten 
 

(1) Die Polizeibehörden können zur Verhütung von terroristischen Straftaten eine Person 
dazu verpflichten, ein technisches Mittel, mit dem der Aufenthaltsort dieser Person 
elektronisch überwacht werden kann, ständig in betriebsbereitem Zustand am Körper 
bei sich zu führen und dessen Funktionsfähigkeit nicht zu beeinträchtigen, wenn 

1. bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass diese Person innerhalb eines 
übersehbaren Zeitraums auf eine zumindest ihrer Art nach konkretisierte Weise eine 
Straftat im oben genannten Sinn begehen wird, oder  

2. deren individuelles Verhalten eine konkrete Wahrscheinlichkeit dafür begründet, dass 
sie innerhalb eines übersehbaren Zeitraums eine Straftat im oben genannten Sinn be-
gehen wird,  

 um diese Person durch die Überwachung und die Datenverarbeitung von der Begehung 
dieser Straftaten abzuhalten. 



- 31 - 
 
 
 (2) Die Polizeibehörden können der Person, deren Aufenthaltsort nach Abs. 1 elektro-

nisch überwacht werden darf, aufgeben, 

 1.  einen bestimmten Bereich nicht ohne Erlaubnis der Polizeibehörde zu verlassen, 

 2.  sich nicht an bestimmten Orten aufzuhalten, die ihr Gelegenheit oder Anreiz zu Straf-
taten bieten können, 

 3.  den Kontakt mit bestimmten Personen oder Personen einer bestimmten Gruppe zu 
unterlassen. Die Maßnahmen nach Satz 1 sind zeitlich und örtlich auf den zur Verhü-
tung der Straftat erforderlichen Umfang zu beschränken und sind auf höchstens drei 
Monate zu befristen. Eine Verlängerung um jeweils bis zu drei Monate ist möglich, 
soweit die Voraussetzungen der Maßnahme fortbestehen. Die Vorschriften des Ver-
sammlungsrechts bleiben unberührt. 

 (3) Die Maßnahme nach Abs. 1 und die Verlängerung der Maßnahmen nach Abs. 2 dür-
fen nur aufgrund richterlicher Anordnung auf Antrag der Behördenleitung getroffen wer-
den. Bei Gefahr im Verzug kann die Anordnung nach Satz 1durch eine von der Behör-
denleitung beauftragte Person getroffen werden. In diesem Fall ist die richterliche An-
ordnung unverzüglich nachzuholen. Die Anordnung ist auf höchstens drei Monate zu be-
fristen. Eine Verlängerung um jeweils bis zu drei Monate ist möglich, soweit die Anord-
nungsvoraussetzungen fortbestehen. Liegen die Voraussetzungen nicht mehr vor, ist die 
Maßnahme unverzüglich zu beenden. Zuständig ist das Amtsgericht, in dessen Bezirk die 
Polizeibehörde ihren Sitz hat. Für das Verfahren gelten die Vorschriften des Gesetzes 
über das Verfahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Ge-
richtsbarkeit entsprechend. 

(4) Die Anordnung nach Abs. 3 ergeht schriftlich. In ihr sind anzugeben 

1. die Person, gegen die sich die Maßnahme richtet mit Name und Anschrift, 

2. Art, Umfang und Dauer der Maßnahme, 

3. im Falle der Aufenthaltsvorgabe nach Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 oder 2 die Bezeichnung der 
Orte, von denen sich die Person ohne Erlaubnis der Polizeibehörde nicht entfernen 
oder an denen sich die Person ohne Erlaubnis der Polizeibehörde nicht aufhalten darf, 

4. im Falle des Kontaktverbots nach Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 die Personen oder die Gruppe, 
mit denen oder mit der der betroffenen Person der Kontakt untersagt ist, soweit mög-
lich, mit Name und Anschrift, 

5. die wesentlichen Gründe. 

 (5) Die Polizeibehörden können mithilfe der von der betroffenen Person mitgeführten 
technischen Mittel automatisiert Daten über deren Aufenthaltsort sowie über etwaige Be-
einträchtigungen der Datenerhebung verarbeiten. Durch Rechtsverordnung der Ministerin 
oder des Ministers des Innern und für Sport kann bestimmt werden, dass eine andere öf-
fentliche Stelle als die Polizeibehörde die in Satz 1 genannten Daten verarbeitet. Soweit 
es technisch möglich ist, ist sicherzustellen, dass innerhalb der Wohnung der Person kei-
ne über den Umstand ihrer Anwesenheit hinausgehenden Aufenthaltsdaten erhoben wer-
den. Die Daten dürfen ohne Einwilligung der betroffenen Person nur verarbeitet werden, 
soweit dies erforderlich ist für folgende Zwecke: 

 1.  zur Verhütung zu erwartender Straftaten sowie zur Verfolgung von Straftaten im Sin-
ne des Abs. 1,  

 2.  zur Feststellung von Verstößen gegen Maßnahmen nach Abs. 2, 

 3.  zur Abwehr einer erheblichen gegenwärtigen Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit 
einer dritten Person oder 

 4.  zur Aufrechterhaltung der Funktionsfähigkeit der technischen Mittel. 

 Zur Einhaltung der Zweckbindung nach Satz 4 hat die Verarbeitung der Daten automati-
siert zu erfolgen und es sind die Daten gegen unbefugte Kenntnisnahme besonders zu si-
chern. Die in Satz 1 genannten Daten sind spätestens zwei Monate nach ihrer Erhebung 
zu löschen, soweit sie nicht für die in Satz 4 genannten Zwecke verarbeitet werden. Je-
der Abruf der Daten ist zu protokollieren. Die Protokolldaten sind nach zwölf Monaten 
zu löschen. Werden innerhalb der Wohnung der betroffenen Person über den Umstand 
ihrer Anwesenheit hinausgehende Aufenthaltsdaten erhoben, dürfen diese nicht verwen-
det werden und sind unverzüglich nach Kenntnisnahme zu löschen. Die Tatsache ihrer 
Kenntnisnahme und Löschung ist zu dokumentieren. Die Dokumentation darf ausschließ-
lich für Zwecke der Datenschutzkontrolle verwendet werden. Sie ist nach Abschluss der 
Datenschutzkontrolle zu löschen." 
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5. In § 32 Abs. 1 Nr. 3 wird die Angabe "§ 31" durch "den §§ 31 und 31a" ersetzt. 

6. In § 33 Abs. 2 Satz 2 wird die Angabe "vom 17. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2586, 
2587), zuletzt geändert durch Gesetz vom 1. März 2017 (BGBl. I S. 386)" gestrichen. 

7. § 35 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Nr. 4 Satz 2 wird aufgehoben. 

bb) Folgende Sätze werden angefügt: 

"In der richterlichen Entscheidung über eine Freiheitsentziehung aufgrund des § 32 
Abs. 1 ist die höchstzulässige Dauer zu bestimmen. Sie darf 

1. im Falle des § 32 Abs. 1 Nr. 2 sechs Tage, 

2. im Falle des § 32 Abs. 1 Nr. 3, soweit es sich um Maßnahmen nach § 31a 
handelt, zehn Tage, 

3. in den übrigen Fällen des § 32 Abs. 1 zwei Tage 

nicht überschreiten." 

8. In § 36 Abs. 4 werden die Wörter "dies gilt nicht" durch "dies gilt außer im Falle einer 
mit einer Entkleidung verbundenen körperlichen Durchsuchung nicht" ersetzt. 

9. In § 42 Abs. 3 Satz 1 werden nach der Angabe "§ 979 Abs. 1 Satz 2" ein Komma und 
die Angabe "Abs. 1a und 1b" eingefügt. 

10. In § 43 Abs. 2 Satz 2 werden die Wörter "nach den Vorschriften des Bürgerlichen Ge-
setzbuches zu hinterlegen" durch die Angabe "in Verwahrung zu nehmen; § 41 Abs. 1 
gilt entsprechend" ersetzt. 

11. In § 43a Abs. 4 Satz 4 werden die Angabe "vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 603)" 
durch "der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602)" und die Angabe 
"7. August 2007 (BGBl. I S. 1786)" durch "27. August 2017 (BGBl. I S. 3295)" ersetzt. 

12. Nach § 43a wird als § 43b eingefügt: 

"§ 43b 
Strafvorschrift 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer einer 
vollstreckbaren gerichtlichen Anordnung nach § 31a Abs. 3 Satz 1 oder einer vollziehba-
ren Anordnung nach § 31a Abs. 3 Satz 2 zuwider handelt und dadurch den Zweck der 
Anordnung gefährdet. 

(2) Die Tat wird nur auf Antrag der nach § 31a Abs. 3 zuständigen Behördenleitung ver-
folgt." 

13. In § 61 Abs. 1 Nr. 5 wird die Angabe "30. November 2015 (GVBl. S. 498)" jeweils 
durch "3. Mai 2018 (GVBl. S. 82)" ersetzt. 

14. Dem § 71a Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

"In diesen Gefahrenabwehrverordnungen können auch Kenntnisse und Fähigkeiten zur 
Haltung und zum Führen von Hunden verlangt sowie eine elektronisch lesbare Kenn-
zeichnung und Registrierung, mit der auch Dritte beauftragt werden können, vorge-
schrieben werden." 

15. In § 82 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort "Gemeindeordnung" ein Semikolon und 
die Wörter "dies gilt auch für die damit im Zusammenhang stehenden Aufgaben der Ver-
folgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten" eingefügt. 

16. In § 83 Abs. 1 werden nach dem Wort "Gefahrenabwehr" die Wörter "oder damit im 
Zusammenhang stehende Aufgaben der Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrig-
keiten" eingefügt. 

17. § 99 wird wie folgt geändert: 

a) In Abs. 4 Nr. 1 werden die Wörter "allgemein die Befugnisse von Hilfspolizeibeam-
tinnen und Hilfspolizeibeamten haben" durch "zur Wahrnehmung bestimmter Aufga-
ben der Gefahrenabwehr oder zur hilfsweisen Wahrnehmung bestimmter polizeilicher 
Aufgaben allgemein Hilfspolizeibeamtinnen und Hilfspolizeibeamte sind" ersetzt. 

b) In Abs. 5 werden nach der Angabe "(GVBl. S. 581)" ein Komma und die Angabe 
"zuletzt geändert durch Gesetz vom 5. Oktober 2017 (GVBl. S. 294)," eingefügt. 
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18. § 102 wird wie folgt geändert: 

a) Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird die Angabe "Verordnung vom 31. August 2015 (BGBl. I 
S. 1474)" durch "Gesetz vom 24. Mai 2016 (BGBl. I S. 1217)" ersetzt. 

bb) Satz 2 wird aufgehoben. 

b) Als Abs. 4 wird angefügt: 

 "(4) Abs. 1 und 2 gelten auch für Bedienstete von Polizeibehörden und -dienststellen, 
die außerhalb der Bundesrepublik Deutschland ihren Sitz haben, entsprechend, wenn 
Gegenseitigkeit gewährleistet ist oder das Ministerium des Innern Amtshandlungen 
dieser Polizeibehörden und -dienststellen in Hessen allgemein oder im Einzelfall zu-
stimmt. Die Bestimmungen des Beschlusses 2008/615/JI des Rates vom 23. Juni 2008 
zur Vertiefung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, insbesondere zur Be-
kämpfung des Terrorismus und der grenzüberschreitenden Kriminalität (ABl. EU Nr. 
L 210 S. 1), sind bei der polizeilichen Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union anwendbar. 

 
 

Artikel 3a3 
Änderung des Hessischen Besoldungsgesetzes 

In der Anlage I Besoldungsordnung B Besoldungsgruppe B 2 des Hessischen Besoldungsgeset-
zes vom 27. Mai 2013 (GVBl. S. 218, 256, 508), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30. Juni 
2017 (GVBl. S. 114), werden nach den Wörtern "Vizepräsident der Hessischen Lehrkräfteaka-
demie" die Wörter "Vizepräsidentin des Landesamts für Verfassungsschutz Hessen" und "Vize-
präsident des Landesamts für Verfassungsschutz Hessen" eingefügt. 
 
 

Artikel 4 
Einschränkung von Grundrechten 

 
Die Grundrechte auf Leben und körperliche Unversehrtheit (Art. 2 Abs. 2 Satz 1 des Grundge-
setzes, Art. 3 der Verfassung des Landes Hessen), auf die Freiheit der Person (Art. 2 Abs. 2 
Satz 2 des Grundgesetzes, Art. 5 der Verfassung des Landes Hessen), auf das Brief-, Post- und 
Fernmeldegeheimnis (Art. 10 Abs. 1 des Grundgesetzes, Art. 12 der Verfassung des Landes 
Hessen), auf die Freizügigkeit (Art. 11 Abs. 1 des Grundgesetzes, Art. 6 der Verfassung des 
Landes Hessen) sowie auf die Unverletzlichkeit der Wohnung (Art. 13 des Grundgesetzes, 
Art. 8 der Verfassung des Landes Hessen) werden durch Art. 3 dieses Gesetzes eingeschränkt. 
 
 

Artikel 5 
Inkrafttreten 

 
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
 
 
 

                                                  
3 Ändert FFN 323-153 


